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Warum wir eine Rohstoffwende in Baden-
Württemberg brauchen

Der globale Wettlauf um Rohstoffe wird immer 
härter. Im Mittelpunkt stehen dabei Metalle wie 
Lithium, Kupfer oder Kobalt, die auch für die 
baden-württembergische Industrie und insbeson-
dere für die Energiewende, die Digitalisierung 
und die Rüstungsindustrie von zentraler Be-
deutung sind. Der Abbau dieser Rohstoffe führt 
jedoch in vielen Ländern und Regionen zu verhee-
renden Umweltzerstörungen, Vertreibung der loka-
len Bevölkerung, Verschmutzung des Grundwassers 
und Menschenrechtsverletzungen wie Kinder- und 
Zwangsarbeit.

Die stetig wachsende Nachfrage nach Rohstoffen 
verschärft diese sozialen, ökologischen und men-
schenrechtlichen Probleme entlang der globalen 
Lieferketten und offenbart ein grundlegendes 
Ungleichgewicht der Weltwirtschaft: Länder des 
Globalen Südens fördern einen Großteil der Roh-
stoffe und leiden unter den gravierenden sozia-
len und ökologischen Folgen, während Wertschöp-

fung, Gewinne und Konsum überwiegend im Globalen 
Norden stattfinden. Baden-Württemberg spielt da-
bei eine zentrale Rolle. Als bedeutender Indust-
riestandort hat das Land einen überdurchschnitt-
lich hohen Verbrauch an metallischen Rohstoffen 
und trägt damit eine besondere Verantwortung 
für die Auswirkungen seines Rohstoffbedarfs. 

Die Umsetzung einer sozial-ökologischen Rohstoff-
wende ist daher auch für Baden-Württemberg von 
großer Bedeutung. Diese Rohstoffwende muss unter 
anderem die Reduzierung des Rohstoffverbrauchs, 
die Einhaltung von Umwelt- und Sozialstandards 
und die Förderung von Transparenz entlang globa-
ler Wertschöpfungsketten umfassen. 

Die vorliegende Broschüre soll die globalen Zu-
sammenhänge und Probleme des hohen Rohstoff-
bedarfs in Baden-Württemberg aufzeigen. Dabei 
stehen die Stimmen aus den Rohstoffabbauländern 
im Mittelpunkt der Analyse. 

Studie: „Rohstoffbedarf BW: Analyse, Risikobewertung und Zukunftskonzepte“
Die vorliegende Broschüre basiert auf der Studie „Rohstoffbedarf BW: Analyse, Risikobewertung und Zukunftskonzepte“. 
Sie wurde 2025 vom ifeu-Institut Heidelberg in Zusammenarbeit mit der Werkstatt Ökonomie und dem Dachverband Ent-
wicklungspolitik Baden-Württemberg (DEAB) erstellt und vom Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Ba-
den-Württemberg finanziert. 

Das Ziel der Studie ist es, die globale Dimension des Rohstoffbedarfs in Baden-Württemberg sichtbar zu machen. Dazu 
wurde der Rohstoffbedarf des Landes analysiert und ein Bewertungsschema entwickelt, das die Relevanz verschiedener 
metallischer Rohstoffe für das Land aufzeigt. Den Kern der Studie bilden qualitative Interviews mit Expert:innen aus roh-
stoffabbauenden Ländern. Die Interviews liefern Analysen zu den Auswirkungen des Rohstoffabbaus und identifizieren 
Herausforderungen und Lösungsansätze für eine gerechtere Rohstoffpolitik. Die Studie ist damit ein wichtiger Baustein 
der Landesstrategie Ressourceneffizienz Baden-Württemberg *, mit der sich das Land auch zum Ziel gesetzt hat, die er-
heblichen negativen sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen Auswirkungen in den Rohstofflieferketten zu vermeiden.          

* https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/3_Umwelt/Umwelt-und-
Wirtschaft/Ressourceneffizienz-und-GreenTech/Landesstrategie-Ressourceneffizienz-Fortschreibung-2024.pdf

https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/3_Umwelt/Umwelt-und-Wirtschaft/Ressourceneffizienz-und-GreenTech/Landesstrategie-Ressourceneffizienz-Fortschreibung-2024.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/3_Umwelt/Umwelt-und-Wirtschaft/Ressourceneffizienz-und-GreenTech/Landesstrategie-Ressourceneffizienz-Fortschreibung-2024.pdf
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Allein im Jahr 2021 belief sich der 
gesamte Rohstoffverbrauch (DMI¹) in Ba-
den-Württemberg auf 251 Mio. Tonnen. 
Im Vergleich zu 2010 ist das eine Zu-
nahme von rund 20 Mio. Tonnen an ver-
brauchten Rohstoffen pro Jahr. 

Den stärksten prozentualen Zuwachs der 
vier Rohstoffkategorien verzeichneten 
dabei die Metalle: Im Jahr 2021 wurden 
15 Prozent mehr Metalle verbraucht als 
noch 2010. Dabei ist Baden-Württemberg 
zu 100 Prozent vom Import abhängig, da 
hier im Land keine metallischen Roh-
stoffe abgebaut werden.

Hoher Rohstoffverbrauch – große Verantwortung

Der hohe Metallverbrauch zeigt sich be-
sonders deutlich im deutschlandweiten 
Vergleich. Der Metallverbrauch liegt in 
Baden-Württemberg im Jahr 2021 bei 3,2 
Tonnen pro Person. Damit ist der Ver-
brauch mehr als doppelt so hoch wie im 
Bundesdurchschnitt, der bei 1,5 Tonnen 
pro Person liegt. Das ist vor allem auf 
die starke verarbeitende Industrie in 
Baden-Württemberg - insbesondere die 
Autoindustrie und den Maschinenbau - 
zurückzuführen.

1 Der Domestic Material Input (DMI) ist ein zentraler Indikator für den gesamten Rohstoffverbrauch eines Landes. Er misst, wie viele Materialien (ein-
schließlich verarbeiteter Rohstoffe wie Fertigprodukte oder Halbzeuge) pro Jahr in das Wirtschaftssystem eines Landes oder eine Region fließen. Diese 
Materialien werden in vier Hauptkategorien erfasst: Biomasse (z.B. Holz), Metallerze (z.B. Stahl, Kupfer), Nicht-metallische Mineralien (z.B. Sand, Kies) 
und Fossile Energieträger (z.B. Erdöl, Kohle).

Entwicklung des Rohstoffverbrauchs (DMI) in Baden-Württemberg von 2010 bis 2021
Quelle: Eigene Abschätzungen ifeu auf Basis von (AK UGRdL 2023; Destatis 2019; 
Vogt et al. 2025)

Vergleich des Metallverbrauchs pro Person in Deutschland und Baden-Württemberg  (DMI, 
2021)  Quelle: Eigene Abschätzungen ifeu auf Basis von (AK UGRdL 2023; Destatis 2019; 
Eurostat 2025; Vogt et al. 2025)
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Wichtigste Industrie-Branchen in Baden-Württemberg (Umsatzanteile am verarbeitenden Gewerbe, 2023) - Quelle: Eigene Darstellung 
auf der Basis von (Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus Baden-Württemberg 2023)

Zukünftiger Rohstoffbedarf der Automobilindustrie

Baden-Württemberg war schon immer von Rohstoff-
importen abhängig und aufgrund der fortschrei-
tenden Energiewende, der Digitalisierung und 
des geplanten Ausbaus der Rüstungsindustrie ist 
auch zukünftig mit einem hohen Import und Ver-
brauch von Metallen zu rechnen. Dabei verschiebt 
sich die Nachfrage und der Fokus von Metallen 
wie Eisen und Stahl immer weiter zu geopolitisch 
sensiblen und ökologisch und sozial hoch proble-

matischen Metallen wie Lithium, Kobalt und Kup-
fer, da diese essenziell für die Elektrisierung 
der Wirtschaft, für Solarmodule, Windkraftanlagen 
und Batterien sind. Der weiterhin hohe und neue 
Bedarf an Metallen zeigt sich in Baden-Württem-
berg - durch den Umstieg auf die Elektromobili-
tät - besonders in der Automobilindustrie. Diese 
ist, mit einem Umsatz von 31 Prozent (2021), die 
mit Abstand wichtigste Branche im Land.

31% 18,5% 7,7% 6,6% 6,3% 4,6% 4,2% 3,9% 1,6%
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Zur Veranschaulichung des zukünftigen Rohstoff-
bedarfs kann die Prognose der Pkw-Neuzulassungen 
im Land herangezogen werden. Dabei ist zu beach-
ten, dass ein großer Teil der in Baden-Württem-
berg produzierten Pkw exportiert wird und daher 
in den folgenden Berechnungen nicht berücksich-
tigt wird. Die Berechnungen auf Basis der Neu-
zulassungen zeigen vor allem die Rohstoffbedarfe 
des zukünftigen Konsums im Land. Die Neuzulas-
sungen in Baden-Württemberg werden den Prog-
nosen zufolge auch im Jahr 2050 noch bei rund 
400.000 Pkw liegen.

Zum Vergleich: 2025 waren es 450.000 Neuzulas-
sungen. Durch den beschlossenen Ausstieg aus der 
Verbrennungstechnologie wird es dann nur noch 
Elektroautos geben. Damit ändert sich auch der 
Rohstoffbedarf der Automobilindustrie, denn für 
die Batterien werden große Mengen an Lithium, 
Kobalt, Graphit und Nickel benötigt. Diese Roh-
stoffe spielen im Verbrennungsmotor bisher kaum 
eine Rolle.

Vergleich der Materialzusammensetzung von Benziner, Diesel und E-Auto
Quelle: eigene Daten ifeu auf Basis von (Biemann et al. 2024) und im Rahmen des 
Projekts AutoRess (ifeu gGmbH et al. 2024)

Materialbedarfe für Neuzulassungen in Baden-Württemberg (in Mio. kg)
Quelle: Eigene Berechnungen ifeu auf der Basis von Öko-Institut e.V., Fraunhofer 
ISI, IREES, Thünen-Institut (2024) und KBA (2024)

Stahl und
Eisen

Kupfer Aluminium Kunststoffe Glas Lithium Graphit Kobalt Nickel Sonstige

	 1418 kg	 1962 kg	 1854 kg
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Eisen und Stahl: 

Aluminium: Kupfer: 

Graphit: Nickel: 

Kobalt: Lithium: 6

2 3

4

7

5

1

Wenn man das Volumen des Ulmer Münsters 
(≈200.000 m³) vollständig mit den von uns 

berechneten Rohstoffen füllen würde, 
wäre dies das Ergebnis:

Kumuliert führt dies im Zeitraum von 2024 bis 2050 zu einem Materialbedarf von rund 
20 Mio. Tonnen. Davon entfallen etwa 11 Mio. Tonnen auf Eisen und Stahl. Im selben 
Zeitraum werden 1,7 Mio. Tonnen Aluminium und 800.000 Tonnen Kupfer benötigt. 
Graphit liegt bei 345.000, Nickel 300.000, Kobalt 94.000 und Lithium 62.000 Tonnen.
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+ Entscheidend für die Herstellung 
leistungsfähiger und langlebiger Batte-
rien; hohe thermische Stabilität, wird in 
Kathoden eingesetzt, um Lebensdauer von 
Batterien zu verlängern
+ Wichtig für: Superlegierungen (Motoren, 
Werkzeuge), Magnete, Katalysatoren
- Gilt in der EU als Konfliktmineral3 und 
kritischer Rohstoff4, stark steigende Nach-
frage

+ Essenzieller Bestandteil von 
Lithium-Ionen-Batterien, für 
Elektrofahrzeuge
+ Wichtig für: Glas-/Keramik-
industrie
- In der EU als kritischer Rohstoff 
eingestuft, stark steigende 
Nachfrage.
- Lithiumvorkommen finden sich 
auch in Baden-Württemberg

+ Essenziell für Maschinenbau, aufgrund des hohen Schmelzpunktes und außergewöhn-
licher Härte; wird für die Herstellung von Spezialwerkzeugen eingesetzt
+ Wichtig für: Elektroden, Beleuchtung, Strahlenschutzanwendungen (z.B. für Röntgen)
- In der EU als kritischer Rohstoff und Konfliktmineral  eingestuft; hohe Abhängigkeit 
von China

+ Zentral für Automobilbranche, wichtig für 
Leichtbauweise
+ Auch wichtig für: Flugzeuge, Verpackungen, 
Elektrobauteile, Fahrräder, Zementindustrie, 
feuerfeste Materialien
- In der EU als kritischer Rohstoff eingestuft

+ Zentral für Automobilbranche 
und Maschinenbau, entschei-
dend für die Elektrifizierung von 
Fahrzeugen, unverzichtbar für 
Kabelbäume, Elektromotoren und 
Batteriesysteme
+ Wichtig für: Elektrobauteile, Mo-
toren, Wasser-/Gasrohre, Schiffe, 
Flugzeuge, Züge, Windkraftan-
lagen, Uhren
- In der EU als kritischer 
Rohstoff  eingestuft

Schlüsselrohstoffe für Baden-Württemberg

Im Hinblick auf die Rohstoffwende sind 
für Baden-Württemberg fünf Metalle von 
zentraler Bedeutung: Kupfer, Wolfram, 
Kobalt, Lithium und Bauxit2 (Aluminium). 
Diese fünf Schlüsselrohstoffe wurden in 
der zugrundeliegenden Studie aus einem 
komplexen Bewertungsschema abgeleitet, 
mit dem die Relevanz der metallischen 
Rohstoffe anhand der wirtschaftlichen 
Bedeutung für das Land sowie der öko-
logischen, sozialen und menschenrecht-
lichen Risiken analysiert wurde.

Kobalt

Kupfer

Wolfram
LithiumBauxit

(Aluminium)

2 Bauxit ist ein Erz, das hauptsächlich aus Aluminiumhydroxiden und Eisenoxiden besteht und der wichtigste Rohstoff für die Aluminiumherstellung ist. 
3  Konfliktmineralien sind Rohstoffe, die insbesondere in Krisen- oder Konfliktregionen mit Menschenrechtsverletzungen, Zwangsarbeit und der Finan-
zierung bewaffneter Gruppen in Zusammenhang stehen.
4 Kritische Rohstoffe sind (in der Definition der EU) Materialien, die einerseits für die wirtschaftliche Entwicklung und strategische Schlüsselindustrien 
der EU besonders wichtig sind und andererseits mit einem erhöhten Versorgungsrisiko behaftet sind, wie etwa Importabhängigkeit oder politische In-
stabilität in Herkunftsländern. Nicht berücksichtigt wird, inwiefern die Rohstoffe für die Menschen in den Abbauländern kritisch sind. 
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Perspektiven aus den Abbauländern

In Baden-Württemberg werden keine 
metallischen Rohstoffe abgebaut - 

das Land ist 
zu 100 Prozent 
auf Importe 
angewiesen.
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Perspektiven aus den Abbauländern

Laut der Außenhandelsbilanz (2023) stammen 84 
Prozent der Metallimporte (Metalle und Erzeugnis-
se) aus europäischen Ländern. Zu den wichtigsten 
Lieferländern zählen Italien, die Schweiz, Öster-
reich und Frankreich. Bei den außereuropäischen 
Metallimporten sind die USA und China mit Ab-
stand die wichtigsten Lieferländer, gefolgt von 
der Türkei. 

Die Außenhandelsbilanz sagt jedoch nichts darü-
ber aus, woher die in Europa weiterverarbeiteten 
Metalle ursprünglich stammen. Neben Australien 
und China sind die wichtigsten Abbauländer der 
fünf Schlüsselrohstoffe Länder des Globalen Sü-
dens wie Peru, Indonesien, Guinea und die Demo-
kratische Republik Kongo. 

Die größten sozialen, menschenrechtlichen und 
ökologischen Probleme entstehen beim Abbau der 
Rohstoffe. Die gravierenden globalen Auswirkun-
gen dieses Abbaus spielen in den rohstoffver-
arbeitenden Ländern des Globalen Nordens jedoch 
nur eine untergeordnete Rolle. Perspektiven aus 
den Förderländern des Globalen Südens werden 
in politischen Entscheidungsprozessen, wissen-
schaftlichen Diskursen und medialen Darstellun-
gen unzureichend berücksichtigt – im Fokus steht 
die Versorgungssicherheit der Wirtschaft. 

Ein Land wie Baden-Württemberg, das seinen Wohl-
stand auf diesen Rohstoffen aufbaut, muss je-
doch auch die Situation in den Förderländern in 

den Blick nehmen. Hierfür bietet die vorliegende 
Broschüre, aufbauend auf der zugrunde liegenden 
Studie eine erste Basis: Im Folgenden werden die 
Ergebnisse von sieben Interviews dargestellt, 
die mit Expert:innen in den Abbaugebieten der 
Schlüsselrohstoffe geführt wurden. Damit soll 
ihre Perspektive in den Mittelpunkt gerückt und 
systematisch in die Analyse des Rohstoffbedarfs 
Baden-Württembergs eingebunden werden. 

Interviewt wurden Wissenschaftler:innen und Mit-
arbeiter:innen von zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen, die sich intensiv mit dem Bergbau-
sektor in ihren Heimatländern und den Bedingun-
gen in den Bergbauregionen auseinandersetzen. 

Demokratische 
Republik Kongo

Simbabwe Indonesien Chile Peru Mongolei

Wolfram + Kobalt + Gold
+ Zinn + Tantal

Lithium Kobalt + Nickel
+ Bauxit

Kupfer + Lithium Kupfer + Gold Kupfer + Kohle
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Demokratische Republik Kongo
Die Demokratische Republik Kongo (DRK) zählt 
zu den rohstoffreichsten Ländern der Welt. 
Besonders im Osten des Landes befinden sich 
bedeutende Vorkommen an mineralischen Rohstof-
fen wie Wolfram, Zinn, Tantal und Gold – den 
sogenannten Konfliktmineralien – sowie Kobalt, 
das vor allem als Nebenprodukt im 
industriellen Kupferabbau gewonnen wird.

Bureau d’Études Scientifiques et Techniques (BEST), Bukavu
Marline Babwine und Philippe Ruvunangiza setzen sich mit der 
Nichtregierungsorganisation BEST in den Bergbauregionen der 
DRK für den Schutz der Menschenrechte und für Gleichberech-
tigung ein. Sie verfolgen das Ziel, die lokale Bevölkerung am 
Rohstoffreichtum des Landes zu beteiligen. BEST vertritt die 
Interessen von Gemeinschaften z.B. bei der Reform des Berg-
baugesetzes und führt Schulungen durch, um die Menschen in 
Ihren Rechten gegenüber den Bergbaukonzernen zu stärken. 
Außerdem veröffentlichen sie Studien, um die Auswirkungen 
des Bergbaus transparent zu machen.

„Wir haben viel Arbeit. Zuerst schulen wir die Gemeinschaften 
über das Gesetz, damit sie ihre Forderungen richtig stellen 
können.“ 

Marline Babwine Philippe Ruvunangiza

Menschenrechtsverletzungen und so-
ziale Probleme

	— Gewalt, Konflikte und Kontrolle über Roh-
stoffe: Die Situation im Land ist seit Jahr-
zehnten von gewaltsamen Konflikten geprägt, 
insbesondere in den rohstoffreichen Regionen im 
Nordosten. Aktuell kontrollieren Rebellengrup-
pen wie die M23 Teile der Provinzen Nord- und 
Südkivu einschließlich deren Hauptstädte Go-
ma und Bukavu. In beiden Provinzen und in der 
Nachbarprovinz Ituri befinden sich zahlreiche 
Minen. In Ituri ist Uganda aktiv, offiziell um 
die kongolesische Armee gegen die dortigen be-
waffneten Gruppen zu unterstützen. Die M23 wird 
unter anderem von Ruanda unterstützt, das seine 
Interventionen, auch mit eigenen Truppen, mit 
Sicherheitsinteressen und dem Schutz der kongo-
lesischen Tutsi begründet, sich aber mit Vorwür-
fen der Rohstoffplünderung und versuchter terri-
torialer Expansion konfrontiert sieht. 

Der Konflikt ist eng mit der regionalen Ge-
schichte verknüpft: Nach dem Völkermord in Ru-
anda im Jahr 1994 flohen zahlreiche Hutu – dar-
unter auch Mitglieder der Sicherheitskräfte, die 
für den Genozid mitverantwortlich gemacht werden 
– in den Ostkongo. Dort formierte sich unter 
anderem die FDLR, eine Miliz, mit der die kon-
golesische Armee in den letzten Jahren im Kampf 

gegen die M23 offiziell kooperiert. Im Schatten 
der militärischen Auseinandersetzungen haben der 
illegale Abbau und Schmuggel wertvoller Ressour-
cen gravierende menschenrechtliche, wirtschaftli-
che und sicherheitspolitische Folgen. Bewaffnete 
Gruppen, politische Eliten oder private Sicher-
heitskräfte üben gewaltsame Kontrolle über Bo-
denschätze aus, insbesondere von lukrativen Roh-
stoffvorkommen wie Gold, Zinn, Wolfram, Kassite-
rit, Turmalin und Coltan. In vielen Fällen werden 
Minen durch Gewalt gesichert, es kämpfen viele 
Kindersoldaten und sexualisierte Gewalt wird sys-
tematisch als Waffe eingesetzt.  Der Machtkampf 
um die Rohstoffe führt zu Unsicherheit, Ver-
treibung der lokalen Bevölkerung und Missachtung 
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ihrer grundlegenden Rechte, wie Land- und Nut-
zungsrechte. Große Mengen an Rohstoffen gelangen 
über die von Ruanda finanzierten Gruppen und 
über Ruanda in den internationalen Handel, was 
dem kongolesischen Staat erhebliche Einnahmever-
luste beschert.

BEST: „Wir konzentrieren uns auch speziell auf 
die Frage der Bodenschätze […] weil seit nunmehr 
30 Jahren ein direkter Zusammenhang zwischen […] 
der Ausbeutung der Bodenschätze und den gewalt-
tätigen Konflikten besteht, die die Bevölkerung 
in dieser Region dezimieren. Und so haben seit 
30 Jahren Millionen von Menschen ihr Leben ver-
loren, Hunderttausende von Frauen wurden ver-
gewaltigt. Wir sehen Umweltzerstörung und alle 
Arten von Menschenrechtsverletzungen.“

	— Vertreibung, Missachtung von Rechten und 
fehlende Beteiligung: Sowohl im industriellen als 
auch im artisanalen Bergbau werden die Rechte 
der lokalen Bevölkerung systematisch missachtet. 
In den Bergbauregionen ansässige Gemeinschaften 
werden vertrieben und sind durch den Verlust 
ihrer Lebensgrundlage von Armut bedroht. Die Ge-
meinschaften werden weder in die Entscheidungs-
prozesse einbezogen noch angemessen entschädigt. 

BEST: „Bei der industriellen Bergbauerkundung 
kommt es oft zur Vertreibung von Bevölkerungs-
gruppen, die ihre Landrechte verlieren, ihre 
Lebensgrundlage verlieren und unter den Auswir-
kungen der Verschmutzung des Trinkwassers, zum 
Beispiel des Quellwassers, leiden.“

Artisanaler Bergbau 
Unter artisanalem Bergbau (auch Kleinbergbau genannt) versteht man die Gewinnung von Rohstoffen mit nichtindustriellen Methoden 
und geringem Maschineneinsatz, meist in Handarbeit. Er wird häufig von selbständigen Arbeiter:innen oder kleinen Gruppen betrie-
ben, die auf eigene Verantwortung in kleinen, für den industriellen Bergbau oft ungeeigneten Lagerstätten arbeiten. Diese Form des 
Bergbaus ist eine wichtige Einkommensquelle, birgt aber auch soziale und ökologische Risiken aufgrund unsicherer Arbeitsbedingun-
gen und oft informeller Rechtsverhältnisse.

	— Repression und Einschränkung der Mei-
nungsfreiheit: Die Versammlungs- und Meinungs-
freiheit wird häufig verletzt. Die Gewerkschaften 
werden oft von politischen oder militärischen 
Eliten kontrolliert, was die Interessenvertretung 
der Arbeitnehmer stark einschränkt. 

BEST: „Ja, es gibt viele Fälle von Menschen-
rechtsverletzungen. Zum Beispiel holt das Unter-
nehmen immer das Militär, wenn es eine Demonst-
ration oder eine Kundgebung gibt, 
um die Demonstranten zu unterdrücken, und es 
kommt dabei immer wieder zu Todesopfern.“

	— Intransparente Geschäftspraktiken und Be-
trug: Im artisanalen Bergbau kommt es regelmäßig 

zu betrügerischen Praktiken: Selbständig Arbei-
tende werden beim Verkauf ihrer Metalle betro-
gen, etwa durch die systematische Unterbewertung 
in der Konzentration der abgebauten Metalle, was 
zu einem schlechteren Verkaufspreis führt.   

	— Schwache staatliche Kontrolle und fehlen-
de Durchsetzung: Obwohl das Bergbaugesetz re-
formiert wurde, ist die staatliche Kontrolle über 
die Einhaltung von Umwelt- und Sozialstandards 
weiterhin unzureichend. Die Behörden sind oft 
unterfinanziert, schlecht ausgebildet oder kor-
rupt. 

	— Globale Machtstrukturen und Marktmecha-
nismen: Die Dominanz einzelner Akteure - ins-
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besondere großer (meist ausländischer) Bergbau-
unternehmen und des chinesischen Staates - so-
wie die schwache Position der DR Kongo bei der 
Preisgestaltung auf dem Weltmarkt erhöhen die 
Abhängigkeit des Landes. 

	— Unglaubwürdigkeit von Zertifizierungen 
und Audits: Zertifikate und Audits, die ver-
meintlich verantwortungsvollen Bergbau bescheini-
gen, gelten oft als unglaubwürdig. Sie werden oft 
ohne Beteiligung der lokalen Bevölkerung durch-
geführt und dienen eher der Legitimation inter-
nationaler Unternehmen als der tatsächlichen Ver-
besserung der Bedingungen vor Ort. Es mangelt an 
Transparenz bei Verträgen, Rückvergütungen und 
Umweltprüfungen.

BEST: „Zertifikate sind gut, aber meiner Meinung 
nach nicht ausreichend, weil das etwas „Weiches“ 
bleibt. […] eine Art Schminke, um ein schönes 
Bild zu bekommen.“ 

	— Wandel der lokalen Wirtschaft weg von der 
Landwirtschaft: Im Bereich des artisanalen Berg-
baus vollzieht sich ein Wandel der lokalen Wirt-
schaft von der Subsistenzlandwirtschaft hin zur 
Rohstoffgewinnung, oft aus Mangel an Alternati-
ven. Dies ist mit vielen problematischen Begleit-
erscheinungen verbunden, wie z.B. der Arbeit von 
Kindern und schwangeren Frauen in den gefährli-
chen Minen. 

BEST: „Denn die Menschen, die Frauen, die Kinder 
haben sich dieser Arbeit zugewandt, und ande-
re Menschen haben sich dieser Arbeit zugewandt, 
manchmal aus Mangel an glaubwürdigen wirt-
schaftlichen Alternativen.“ 

	— Gesundheitliche Risiken: Arbeiter:innen 
und Anwohner:innen sind starken Gesundheitsri-
siken ausgesetzt. Giftige Mineralien wie Kobalt- 
und Kupferstaub kontaminieren Böden, Pflanzen 
und Nahrungsmittel und führen zu Missbildungen 

bei Neugeborenen und anderen schweren Gesund-
heitsschäden. Sprengungen in der Nähe von Sied-
lungen traumatisieren oft die Bevölkerung und 
beschädigen Häuser. 

Ökologische Zerstörung

	— Gravierende ökologische Zerstörung: 
Die ökologischen Risiken des Bergbaus in der DR 
Kongo sind gravierend. Der industrielle Berg-
bau führt zur großflächigen Rodung von Wäldern, 
wodurch wertvolle Lebensräume zerstört und zahl-
reiche Arten verdrängt werden. Die Bewegung rie-
siger Erdmassen im Tagebau stört die natürlichen 
Bodensysteme, fördert die Erosion, verringert 
die Bodenfruchtbarkeit und führt zu einem dras-
tischen Verlust an Biodiversität.

	— Wasserverschmutzung: Die Freisetzung von 
toxischen Mineralien und Schwermetallen wie Ko-
balt und Kupfer belastet nicht nur das Grund- 
und Trinkwasser, sondern wirkt sich auch negativ 
auf die Vegetation und die Landwirtschaft aus 
- mit schwerwiegenden Folgen für die Ernährungs-
sicherheit und die Gesundheit der lokalen Bevöl-
kerung.

©Erberto Zani  -  Handwerklicher Abbau von Coltan, Mangan und Kobalt in der Mu-
dere-Mine unter der Kontrolle der Nyatura-Miliz, Region Nord-Kivu.  
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* https://cnrgzim.org/news/cnrg-launches-school-of-natural-resource-gover-
nance-and-accountability/?utm_source=chatgpt.com

Simbabwe

Center for Natural Resource Governance (CNRG), Farai Maguwu 
ist Menschenrechtsaktivist und gründete 2012 das CNRG. Trotz 
Einschüchterung und zeitweiser Gefängnisstrafe, dokumentiert 
und verurteilt er die Auswirkungen des Bergbaus in Simbabwe 
und wurde von Human Rights Watch für „Extraordinary Activism“ 
gewürdigt. Mit Advocacy- und Forschungsarbeiten sowie 
Capacity Building und politischer Bildung fungiert CNRG als Bin-
deglied zwischen den Bergbaugemeinschaften und politischen 
Entscheidungsträger:innen. Wichtig ist ihnen die Stärkung 
von Gewerkschaften und die Vernetzung von Gemeinschaften, 
um ihre Rechte zu verteidigen und Bergbauunternehmen zur 
Verantwortung zu ziehen. Ein besonderer Fokus liegt auf der 
Erhaltung von kulturellen Rechten. 

„Irgendwie geht es bei unserer Politik und Logik in Sachen Roh-
stoffgewinnung darum, den Menschen die Macht zu nehmen und 
die herrschenden Eliten zu stärken, die als Vermittler für das 
globale kapitalistische System fungieren“ *

Farai Maguwu 

Simbabwe verfügt über die größten Lithium-
reserven Afrikas und ist damit ein zentraler 
Lieferant für die globale Energiewende. Die Re-
gierung sieht im Bergbau einen Motor für die wirt-
schaftliche Entwicklung und die Devisenbeschaffung. 
Internationale Investoren - insbesondere aus China 
- haben in den letzten Jahren massiv in den Lithi-
umabbau investiert, was zu einem rasanten Ausbau 
der Förderkapazitäten geführt hat.

Menschenrechtsverletzungen und so-
ziale Probleme 

	— Zwangsumsiedlungen und Vertreibung: Ein 
zentrales Problem des Bergbaus in Simbabwe ist 
die Zwangsumsiedlung von Dorfgemeinschaften. 
Etwa 70 Prozent der Bevölkerung leben in länd-
lichen Regionen, die durch neue Bergbauprojekte 
in ihrer Existenz bedroht sind. Die Umsiedlun-
gen erfolgen häufig ohne vorherige Konsultation 
oder Zustimmung der Betroffenen. Ein besonders 
eindrückliches Beispiel ist der Fall einer äl-
teren Frau, die sich der Umsiedlung widersetz-
te, jedoch durch die tägliche Anlieferung einer 
LKW Ladung Lithiumerz direkt vor ihre Haustür 
schließlich auf perfide Weise zum Verlassen 
ihres Zuhauses gezwungen wurde. 

	— Mangelhafte Beteiligung und betrügeri-
sche Verfahren: Gemeinschaften werden nicht 
transparent in Entscheidungsprozesse rund um 
Bergbauprojekte eingebunden. Teilnahmelisten 
von Versammlungen werden in Zustimmungserklä-
rungen umgewandelt, und Verträge müssen unter 
Druck und ohne juristische Beratung unterzeich-
net werden. Gerichtstermine werden so kurzfris-
tig angesetzt, dass Betroffene nicht erscheinen 
können, was als Zustimmung gewertet wird. 

	— Repression und Einschüchterung: Bei Wi-
derstand gegen Bergbauprojekte kommt es zu sys-
tematischer Repression auch durch staatliche In-
stitutionen. Hierbei wird auch nicht vor Gewalt 
und Mord zurückgeschreckt.  

FM: „Wenn die Betroffenen klug sind und Wider-
stand leisten, werden sie sie einschüchtern, 
sie werden die Armee, die Polizei oder die Zi-
vilpolizei schicken, um herauszufinden, wer das 

https://cnrgzim.org/news/cnrg-launches-school-of-natural-resource-governance-and-accountability/?utm
https://cnrgzim.org/news/cnrg-launches-school-of-natural-resource-governance-and-accountability/?utm
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lautstärkste Mitglied der Gemeinschaft ist. Sie 
werden sie verfolgen, ihnen mit Verschleppung, 
Tod […] oder Verhaftungen drohen. Und sie werden 
immer ihren Willen durchsetzen. Ob es der Ge-
meinschaft gefällt oder nicht.“ 

	— Diskriminierung und Misshandlungen durch 
ausländische Unternehmen: Insbesondere chinesi-
sche Bergbauunternehmen stehen in der Kritik, 
simbabwische Arbeiter:innen systematisch zu dis-
kriminieren. Berichte dokumentieren Fälle von 
offenem Rassismus und sexueller Ausbeutung, die 
jedoch aufgrund der Sensibilität des Themas nur 
selten öffentlich gemacht werden.
 
FM: „Frauen wurden gezwungen, die Toiletten […] 
mit bloßen Händen zu reinigen, ohne Handschuhe, 
ohne Reinigungsmittel, ohne irgendetwas. Und das 
ist eine rassistische Art, sie zu entmenschli-
chen.“ 

	— Ausbeutung und prekäre Arbeitsbedin-
gungen: Die Arbeitsbedingungen im Bergbau sind 
geprägt von systematischer Ausbeutung. Arbei-
ter:innen bekommen Kurzzeitverträgen ohne sozia-
le Absicherung und werden aktiv daran gehindert, 
sich gewerkschaftlich zu organisieren. Rentenbei-
träge werden einbehalten, und nicht an die zu-
ständige Behörde weitergeleitet. Die Verpflegung 
ist diskriminierend und gesundheitsgefährdend, 
und mangelhafte Arbeitssicherheit führt regelmä-
ßig zu tödlichen Unfällen. 

FM: „Manchmal haben sie das Gefühl, dass das Es-
sen, das sie als Schwarze Arbeiter bekommen, von 
sehr schlechter Qualität und schlecht zubereitet 
ist. Manchmal bekommen die Arbeiter Fleisch, das 
noch blutig ist. […] Manchmal bekommen sie Essen 
mit Maden. Die Arbeitsbedingungen sind für die 
einheimischen Arbeiter sehr schlecht.“

	— Verarmung durch Verlust landwirtschaftli-
cher Lebensgrundlagen: Der Bergbau verdrängt die 

Landwirtschaft – das wirtschaftliche Rückgrat 
vieler Familien. Umsiedlungen und der Verlust von 
Weideflächen machen Viehzucht unmöglich und füh-
ren zu wachsender Armut, denn Vieh fungiert als 
Sicherheit in finanziell schwierigen Zeiten.
 

	— Verlust sozialer Strukturen und kultu-
reller Identität: Bergbaubedingte Umsiedlungen 
führen zum Zusammenbruch sozialer Institutionen 
und Hierarchien. Eingespielte Entscheidungsstruk-
turen werden außer Kraft gesetzt, da den Chiefs 
die Entscheidungsgewalt entzogen wird. Gleich-
zeitig werden der Gemeinschaft durch Enteignun-
gen Land- und Nutzungsrechte entzogen und neue 
Eigentumsrechte und kapitalistische Logiken ein-
geführt. Die Betroffenen erleben einen Identi-
tätsverlust, da sie in den neuen Siedlungen wie 
„illegale Immigrant:innen“ behandelt werden. Die 
Wiederherstellung der kulturellen Identität und 
der sozialen Strukturen kann Jahrzehnte dauern 
und ist mit großen sozialen und psychologischen 
Herausforderungen verbunden.

	— Entweihung heiliger Stätten: Friedhöfe 
gelten in Simbabwe als heilige Orte, die die Ver-
bindung zwischen Lebenden und Verstorbenen sym-
bolisieren. Ihre Zerstörung durch Bergbauprojek-
te verursacht kollektive, kulturelle Traumata. 

FM: „Ich komme gerade von einer Lithiummine […] 
Ich habe die Menschen gefragt: Haben Sie die 
Exhumierung der Überreste eines geliebten Men-
schen miterlebt? Und sie sagten: Ja, das haben 
wir […]. Es war, als würde man eine Gewalttat 
oder einen Mord mitansehen, […] es war ein kul-
tureller Schock.“ 

	— Korruption und Machtmissbrauch: Geset-
ze existieren, werden jedoch vor allem aufgrund 
von Korruption systematisch umgangen. Die Be-
völkerung hat kaum Zugang zu rechtlicher Unter-
stützung oder politischen Vertretungen, die ihre 
Interessen wahren. 
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FM: „Wenn wir also von „sie“ sprechen, 
meinen wir ein Netzwerk, an dem ausländi-
sches Kapital, hochrangige Regierungsbeam-
te, traditionelle Führer und lokale Behör-
den beteiligt sind. Manchmal gehört sogar 
ein Mitglied des Parlaments dazu. Die Men-
schen haben also keine Vertreter mehr, die 
sich wirklich für sie einsetzen können.“

Ökologische Risiken

	— Umweltverschmutzung durch Che-
mikalien: Sowohl große Bergbauunterneh-
men als auch selbständige Schürfer:innen 
setzen giftige Substanzen wie Zyanid und 
Quecksilber ein. Die Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit sind bislang nur un-
zureichend erforscht. 

FM: „Man hört immer öfter, dass Fische 
sterben und Menschen ihr Vieh verlieren. 
Letztes Jahr starben sogar Flusspferde, 
Zebras und Antilopen […]. Und wir haben 
Alarm geschlagen. Die Regierung versuch-
te, unsere Behauptungen, dass dies auf den 
Bergbau zurückzuführen sei, zu entkräften. 
Jetzt ist Regenzeit, sodass das gesamte 
Zyanid, das sich während der Trockenzeit 
angesammelt hat, in die Gewässer gespült 
wird. […] Wir kennen die vollständigen 
Auswirkungen auf den Menschen nicht. Aber 
wenn Tiere sterben, bedeutet das, dass 
auch Menschen dagegen nicht immun sind.“

Indonesien

Wahana Lingkungan Hidup Indonesia, The Indonesian Forum for Envi-
ronment (WALHI), Dwi Sawung ist Aktivist bei der größten und ältesten 
Umweltorganisation Indonesiens WALHI. Mit Büros in allen Regionen 
koordiniert WALHI mehr als 600 NGOs und Grassroot-Initiativen. Sie 
setzen sich ein für den Schutz von Biosphärengebieten und gefährdeten 
Arten, für den Erhalt der menschlichen Lebensgrundlage, die Rechte 
der Bevölkerung und damit der ökologischen sowie kulturellen Identität 
Indonesiens.

„[...] Solange die Zivilgesellschaft und die Gemeinden keinen Platz am 
Verhandlungstisch haben, wird die Energiewende nicht gerecht sein.“ *

Dwi Sawung

Indonesien gehört zu den weltweit wich-
tigsten Produzenten von Nickel, Kobalt und 
Bauxit - Rohstoffe, die sowohl für die 
Energiewende als auch für die Rüstungsin-
dustrie von hoher strategischer Bedeutung 
sind. Der schnell wachsende Rohstoffsektor 
steht auch in Indonesien exemplarisch für 
die Ambivalenz einer rohstoffbasierten 
Energiewende: Einerseits schaffen Nickel 
und Kobalt die Grundlage für die Dekarbo-
nisierung, andererseits führen Abbau und 
Verarbeitung zu massiven ökologischen und 
sozialen Schäden. 

https://www.urgewald.org/medien/ngo-recherche-belegt-kein-kohleausstieg-
sicht?utm_source=chatgpt.com

https://www.urgewald.org/medien/ngo-recherche-belegt-kein-kohleausstieg-sicht?utm_source=chatgpt.com
https://www.urgewald.org/medien/ngo-recherche-belegt-kein-kohleausstieg-sicht?utm_source=chatgpt.com
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Menschenrechtsverletzungen und so-
ziale Probleme

	— Landgrabbing und Verdrängung: Durch den 
Bergbau verlieren viele Gemeinschaften den Zu-
gang zu Land und Wasserressourcen, oft ohne an-
gemessene Entschädigung.

DS: „Normalerweise kommt es zuerst zu Landraub. 
Sie nehmen der Gemeinschaft ihr Land mit Gewalt 
weg, direkt oder indirekt, indem sie beispielswei-
se […] den Wasserzugang unterbrechen […] Die Men-
schen können ihr Land nicht mehr nutzen und sind 
gezwungen, es an das Unternehmen zu verkaufen.“

	— Verlust von Lebensgrundlagen durch 
Zwangsumsiedlungen: Bergbauprojekte führen in 
Indonesien immer wieder zu Zwangsumsiedlungen 
mit weitreichenden Folgen für die betroffenen 
Gemeinschaften. Viele verlieren ihre Einkommens-
quellen durch Landwirtschaft und Fischerei. Zwar 
finden einige der umgesiedelten Menschen Arbeit 
in den nahen gelegenen Schmelzhütten, doch sind 
diese Arbeitsplätze meist schlecht bezahlt und 
bieten keine wirkliche Alternative zur bisheri-
gen Lebensweise. Hinzu kommt, dass die Hütten 
oft von chinesischen Firmen betrieben werden und 
fast alle Arbeitsplätze mit chinesischen Arbeits-
kräften besetzt sind, was den Zugang für die lo-
kale Bevölkerung stark einschränkt.

DS: „Es gibt […] Zwangsräumungen. Sie werden an 
einen anderen Ort gebracht. Das Schwierige da-
ran ist, dass sie nicht nur ihr Haus verlieren, 
sondern auch ihr Ackerland. Es ist schwierig, 
neu anzufangen und neues Land zu finden, das 
sie für die Landwirtschaft nutzen können.“

	— Strategische Projekte und geschwächte 
Kontrolle: In Indonesien werden bestimmte Berg-
bau- oder Verhüttungsprojekte zunehmend als 
„strategische Projekte“ eingestuft. Diese Ein-
stufung ermöglicht es, regionale und lokale Regu-

lierungen wie Raumplanungsvorschriften oder Um-
weltauflagen zu umgehen. Die rechtliche Handhabe 
und Advocacy-Arbeit werden dadurch erheblich 
erschwert. War die Raumplanung früher ein wich-
tiges Instrument, um die Bedürfnisse der Gemein-
schaften zu berücksichtigen, so ist dies heute 
kaum mehr möglich.

	— Einsatz von Militär und Repression: Ins-
besondere im Zusammenhang mit strategischen Pro-
jekten kommt es zum Einsatz des Militärs, um Land 
für den Rohstoffabbau zu beschlagnahmen und Men-
schen zu vertreiben, was zu Gewalt, Einschüchte-
rung und Menschenrechtsverletzungen führt.

DS: „Sie setzen Militär oder Polizei ein, um […] 
Gebiete zu übernehmen. […] In letzter Zeit ha-
ben sie den Bergbau zu einem strategischen Pro-
jekt gemacht. Das hat für die Regierung oberste 
Priorität. Sie können dann nicht nur die Poli-
zei, sondern auch das Militär einsetzen. Das ist 
in mehreren Bergwerken geschehen, in Nickel-
bergwerken, Goldminen, einigen Bauxitbergwer-
ken, insbesondere wenn es dort eine Schmelzhütte 
gibt. Nicht nur im Bergbau.” 

	— Korruption und Lobbyismus: Bergbaugesell-
schaften nehmen Einfluss auf lokale und natio-
nale Entscheidungsprozesse bis hin zur Beein-
flussung von Wahlen. Durch die Dezentralisierung 
der Genehmigungsverfahren liegt die Vergabe von 
Bergbaulizenzen häufig in der Verantwortung re-
gionaler Verwaltungen, die nur unzureichend kon-
trolliert werden.

DS: „Normalerweise hat der Kandidat […] das Geld 
für den Wahlkampf aus dem Verkauf von Bergbau- 
oder Palmöl-Genehmigungen erhalten.“

	— Scheinpartizipation und Intransparenz: 
Offiziell vorgeschriebene Beteiligungsprozesse 
werden oft formal umgangen, ohne die betroffene 
Bevölkerung einzubeziehen.



18

DS: „Und auch ohne Einverständniserklärung. […] 
Sie umgehen die Vorschriften oder verwenden 
gefälschte Unterschriften oder von Personen, 
die zwar zustimmen, dort aber nicht leben wer-
den. […] Menschen, die in der Nähe des Berg-
werks leben, haben weder ihre Zustimmung gege-
ben noch wurden sie gefragt.“

	— Gesundheitsrisiken durch Schwermetall-
belastung: Der Abbau von Nickel und Kobalt 
führt zu erhöhten Schwermetallkonzentrationen 
im Boden und in Nahrungsmitteln. Dies hat lang-
fristige Auswirkungen auf die Gesundheit der 
Bevölkerung, z.B. durch erhöhte Schwermetall-
werte im Blut. 

DS: „Der Schwermetallgehalt im Blut und in den 
Fischen ist hoch. Der Schwermetallgehalt ist 
in der Gemeinde höher als bei den Arbeitern. 
Weil die Gemeinde den Fisch dort isst, ist er 
für die Gemeinde doppelt so hoch wie für die 
Arbeiter, weil die Arbeiter normalerweise kei-
nen Fisch essen, sondern Hühnchen oder etwas 
anderes, das nicht aus dieser Gegend kommt, 
sondern von außerhalb.“ 

Ökologische Risiken

	— Bedrohung ökologisch sensibler Regionen: 
Die Ausweitung von Bergbauprojekten in Indo-
nesien gefährdet zunehmend artenreiche Küsten- 
und Regenwaldgebiete, die sowohl ökologisch 
als auch kulturell von großer Bedeutung sind. 
Besonders problematisch ist die Erschließung 
neuer Minen für Nickel, das für die zahlreichen 
Schmelzhütten benötigt wird. Geeignete Flächen 
sind oft bereits durch Palmölplantagen belegt 
oder von lokalen Gemeinschaften bewohnt, was 
die Standortwahl erschwert. In einigen Fällen 
geraten dadurch besonders sensible Gebiete ins 
Visier - wie zuletzt Raja Ampat, das als „letz-
tes Paradies Indonesiens“ mit geschützten Mee-
res- und Inselökosystemen gilt.

Jorge Morales Trincado 

Chile ist einer der weltweit führenden 
Produzenten von Kupfer und Lithium und 
damit zentral für die globale Energie-
wende. Der Bergbau ist das wirtschaft-
liche Rückgrat des Landes: Rund ein 
Viertel der weltweiten Kupferproduktion 
stammt aus Chile, und auch der Abbau 
von Lithium gewinnt zunehmend an Be-
deutung. Mit der Nationalen Lithium-
strategie setzt die Regierung seit 2025 
auf Joint Ventures zwischen dem staat-
lichen Unternehmen Codelco und privaten 
Akteuren wie SQM, um die Kontrolle über 
den Zukunftsrohstoff zu stärken.

Chile

Observatorio de Conflictos Socioambientales Aconcagua, 
Chile, Jorge Morales Trincado arbeitete als Ingenieur unter 
anderem bei Mercedes und VW. 2019 gründete er das „Obser-
vatorio de Conflictos Socioambientales Aconcagua“ (Beob-
achtungsstelle für sozio-ökologische Konflikte) mit dem Ziel, 
Informationen über ökologische und soziale Konflikte zu sam-
meln und sichtbar zu machen. Durch die Bereitstellung von 
Fachstudien und Daten, die Durchführung von Workshops und 
die Vernetzung gemeinsamer Anliegen werden Kommunen im 
Dialog mit Unternehmen gestärkt, so dass sie wissenschaft-
lich fundierte und konkrete Forderungen stellen können.

„Ich halte die Sichtweise der indigenen Gemeinschaften für 
entscheidend.“



19

Menschenrechtsverletzungen und so-
ziale Probleme

	— Ressourcenverbrauch und -konflikte um Le-
bensgrundlagen: Der industrielle Bergbau ist in 
Chile durch einen enormen Verbrauch natürlicher 
Ressourcen gekennzeichnet. Dies führt zu gravie-
renden Verteilungskonflikten um Gemeinschafts-
güter wie Wasser. Viele Gemeinschaften haben den 
Zugang zu sauberem Wasser verloren. Obwohl das 
Recht auf Wasser formal garantiert ist, wird es 
de facto durch wirtschaftliche Instrumente wie 
Wasserentnahmerechte und private Monopole ein-
geschränkt. Wasserrechte werden vorrangig an 
Unternehmen vergeben und für die lokale Bevöl-
kerung bleibt oft nur eine unzureichende Versor-
gung. Dies hat gravierende Auswirkungen auf Ge-
sundheit, Ernährung und Hygiene der Betroffenen. 
Der Bau von Wasserpipelines durch bewohntes Ge-
biet und starke Staubemissionen beeinträchtigen 
nicht nur die Luftqualität, sondern greifen tief 
in die Lebenswirklichkeit der Menschen ein.

JMT: „Der Bergbau verursacht Probleme beim Zu-
gang zu Wasser, das betrifft Gesundheit und 
Hygiene [...] man hat kein Trinkwasser. [...] 
Der Bergbau zerstört die Berge und er zerstört 
archäologische Stätten. [...]. Der Bergbau ist 
weiterhin die Ursache des Problems, aber die 
Auswirkungen sind vielfältig.“

	— Soziale Folgen und strukturelle Verände-
rungen: Mit dem Bergbau entstehen neue soziale 
Probleme wie steigende Kriminalität, Drogenmiss-
brauch und Prostitution in den Bergbauregionen. 
Viele Beschäftigte des Sektors bleiben aufgrund 
der schlechten Umwelt- und Lebensbedingungen 
nicht dauerhaft vor Ort. Dies verhindert den 
Aufbau stabiler Gemeinschaften und führt dazu, 
dass wirtschaftliche Gewinne aus der Region ab-
fließen. 

JMT: „Einige der größten Probleme des Bergbaus 

in Chile hängen damit zusammen, dass es sich 
um eine Industrie handelt, die unbegrenztes 
Wachstum auf Kosten begrenzter Ressourcen an-
strebt. Das führt zu Konflikten mit den Gemein-
schaften um Zugang zu Wasser, um das Leben in 
einer umweltfreundlichen Umgebung, um das Leben 
in einem Gebiet, in dem die Gemeinschaften im 
Mittelpunkt stehen und nicht die produktiven 
Aktivitäten. Es führt zu Kriminalität, Drogenab-
hängigkeit, Prostitution usw.“

	— Erosion von Kultur, Ernährungssouveräni-
tät und Lebensraum: Die Umwidmung ländlicher 
Räume durch Bergbauunternehmen gefährdet kultu-
relle Praktiken und die Ernährungssouveränität 
ländlicher Gemeinschaften. Viele Menschen se-
hen sich gezwungen, ihre Lebensweise zu ändern. 
Landwirtschaftliche Flächen werden zunehmend 
für die Installation von Anlagen für erneuerbare 
Energien oder für die industrielle Nutzung durch 
den Bergbau beansprucht. Landnutzungsänderungen 
durch den Bergbau - insbesondere im Hinblick auf 
den Wasserbedarf und den Bau von Entsalzungsan-
lagen - finden zunehmend auch in Küstengebieten 
statt. 

	— Zerstörung von archäologischen und kultu-
rellen Stätten: Der Bergbau führt zunehmend zur 
Zerstörung archäologischer und kultureller Stät-
ten. Viele dieser Stätten sind jahrtausendealte 
Zeugnisse indigener und nationaler Geschichte, 
die unwiederbringlich zerstört werden.

	— Rolle des artisanalen Bergbaus: Auch wenn 
sein Beitrag zur Gesamtproduktion des Landes 
gering ist, spielt der artisanale Bergbau in Chi-
le eine Rolle, da er viele Menschen beschäftigt. 
Kleine Minen werden oft von Familien mit Kindern 
betrieben. Gewonnen werden in der Regel Kupfer, 
Gold und Silber. Die Überwachung ist schwach, 
daher wird oft unterhalb der gesetzlichen Stan-
dards und Anforderungen gearbeitet. Das Risiko-
management basiert auf subjektiven Einschätzun-
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gen, soziale, sicherheits- und arbeitsrechtliche 
Anforderungen werden oft vernachlässigt. 

	— Regionalregierungen und Raumplanung: In 
der Region Valparaíso haben viele Gemeinschaften 
ihre Flächennutzungspläne nicht aktualisiert. Die 
Unternehmen nutzen die veralteten Pläne, um ihre 
Bergbauprojekte in heute dicht besiedelten Ge-
bieten durchzuführen, die für den Bergbau nicht 
mehr geeignet sind. Dies führt zu Konflikten mit 
den Gemeinschaften.

	— Kompensationsmechanismen: Die nationale 
Gesetzgebung stellt regelmäßig die Interessen 
der Unternehmen über die der Bevölkerung. Ent-
wicklungsstrategien folgen dem Leitbild „Chile 
als Bergbauland“, während Wasserkapazitäten oder 
soziale Belange in den Hintergrund treten. Die 
Gesetze erlauben Enteignungen gegen Entschädi-
gungszahlungen, wobei die Entschädigungen selten 
gerecht bemessen sind, und nur kurzfristige Pro-
bleme lösen, ohne einen nachhaltigen Ausgleich 
für die betroffenen Gemeinschaften zu schaffen.

	— Mangel an Beteiligung und Transparenz: 
Der Konsultationsprozess von Gemeinschaften, die 
von Bergbauprojekten betroffen sind, ist unzu-
reichend. Der Zugang zu Informationen ist sehr 
bürokratisch, die Konsultationen der Bürger:innen 
nicht verbindlich und das System ist so konzi-
piert, dass die Gemeinschaften Bergbauprojekte 
zwar verbessern, aber nicht ablehnen können. Der 
Zugang zu Gerichten ist begrenzt und wird auch 
durch wirtschaftliche Faktoren und die enorme 
Ungleichheit gegenüber Unternehmen und deren 
rechtlichen Möglichkeiten erschwert. Unterneh-
men halten Daten zu Umweltauswirkungen bewusst 
zurück oder beschönigen sie, und Regierungen 
nutzen „kosmetische“ Berichte, um internationa-
len Standards - etwa im Rahmen der OECD - formal 
zu genügen. Die Finanzierung von Forschung und 
NGOs ist häufig interessengeleitet, was eine un-

abhängige Kontrolle und öffentliche Information 
erschweren. 

	— Mangelnde Kontrolle durch den Staat: Der 
Staat zieht sich vielerorts aus seiner Verant-
wortung für die soziale Infrastruktur zurück und 
überlässt zentrale Aufgaben den Bergbaukonzer-
nen. Freiwillige Standards und Zertifizierungen 
suggerieren oft eine Transparenz, die in der 
Praxis nicht eingehalten wird - insbesondere die 
Rechte indigener Gemeinschaften werden nicht ge-
schützt.

JMT: „Der Fall Anglo American5 ist symbolträch-
tig: Das Unternehmen wurde wegen Wasserdieb-
stahls bestraft, während die Bevölkerung mit 
Wasserknappheit zu kämpfen hatte. Dennoch sind 
seine Aktivitäten legal und verfügen über alle 
vom chilenischen Staat vergebenen Zertifikate 
für nachhaltige Wirtschaftstätigkeit. Man sollte 
den vom chilenischen Staat vergebenen Zertifi-
zierungen nicht vertrauen, da die Konzerne die 
Umweltagenda des Landes an sich gerissen haben.“

	— Abbau von Schutzstandards: Im Juli 2025 
wurde ein neues Gesetz (Ley Marco de Autoriza-
ciones Sectoriales) verabschiedet, das die Durch-
führung komplexer Projekte auf der Grundlage 
einer einfachen eidesstattlichen Erklärung des 
Unternehmens ermöglicht. Zusammen mit den Ände-
rungen des Umweltverträglichkeitsprüfungssystems 
(SEIA) wird es für Bergbauunternehmen einfacher, 
Umweltkontrollen und deren Auswirkungen zu um-
gehen.

Ökologische Risiken

	— Wasser- und Umweltbelastung durch den 
Bergbau: Ein zunehmend gravierendes Problem des 
chilenischen Bergbaus ist die Umweltzerstörung 
und der exzessive Wasserverbrauch, der dazu 

 5 Anglo American ist ein weltweit agierender Bergbaukonzern mit Sitz in London.
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 5 Anglo American ist ein weltweit agierender Bergbaukonzern mit Sitz in London.

führt, dass ehemals grüne Täler, die von in-
digenen und ländlichen Gemeinschaften für die 
Viehzucht genutzt wurden, heute verlassen und 
verkauft werden müssen, weil die Menschen dort 
nicht mehr leben können. Ein Beispiel ist das 
Einzugsgebiet des Aconcagua, wo das staatliche 
Bergbauunternehmen Codelco-Andina einen Großteil 
der Wasserrechte besitzt, die ausreichen wür-
den, um 1,4 Mio Menschen zu versorgen, was zwei 
Dritteln der Region Valparaíso entspricht. Trotz 
eines Dekrets zur Wasserknappheit in der Region, 
das ein Rotationssystem für die Wasserentnahme 
vorsieht, weigert sich Codelco-Andina, sich daran 
zu beteiligen und setzt seinen Wasserverbrauch 
ohne Einschränkungen fort. Allein der Kupfer-
bergbau verbraucht enorme Mengen an Wasser und 
Prognosen gehen von einem weiteren Anstieg aus. 
Dieser extreme Wasserverbrauch trägt wesentlich 
zur Erschöpfung der lokalen Grundwasserreserven 
bei und verschärft durch den Klimawandel die 
Konkurrenz um die knappe Ressource. 

	— Meerwasser als gefährliche Alternative: 
Um dem Wassermangel zu begegnen, werden tech-
nische Lösungen gesucht, wie der Transport von 
Meerwasser in die Berge. Dies gefährdet jedoch 
die lokalen Ökosysteme und stört das natürliche 
Gleichgewicht durch die Einführung nicht heimi-
scher Organismen. 

	— Unterwasserbergbau: Darüber hinaus ist 
der Einstieg in den Unterwasserbergbau geplant, 
dessen konkrete Umweltauswirkungen bisher kaum 
erforscht sind, aber potenziell noch gravieren-
der sein können als Bergbau an Land.

	— Zerstörung von Salzseen: Der Wasserbedarf 
für den Lithiumabbau scheint zwar geringer zu 
sein, führt aber durch die direkte Entnahme aus 
empfindlichen Salzseen zur Zerstörung natürlicher 
Feuchtgebiete. Für die Gewinnung von einem Kilo-
gramm Lithium werden etwa vier Liter Wasser ver-
dunstet - eine Zahl, die vor dem Hintergrund der 

weltweit steigenden Nachfrage gravierende Aus-
wirkungen auf ohnehin trockene Regionen und ihre 
sensiblen Ökosysteme hat. 

	— Staub und Rückstände: Bergbaugebiete in 
Chile sind einer zunehmenden Luftverschmutzung 
durch Staub und Emissionen ausgesetzt, die aus 
dem Abbau, dem Transport und der Verarbeitung 
von Rohstoffen resultieren und die Lebensquali-
tät der Anwohner:innen massiv beeinträchtigen. 

	— Umweltverschmutzungen: Umweltverschmut-
zung, z.B. durch giftige Rückstände, verschlech-
tert die Lebensqualität in den betroffenen 
Regionen zusätzlich. Im Zusammenhang mit dem 
Klimawandel nimmt die Verschmutzung von Fließge-
wässern wie Bächen und Flüssen zu, die auch von 
Landwirten zur Bewässerung ihrer Felder genutzt 
werden. Kupfer- und Metallhütten gehören zu den 
am stärksten belasteten Gebieten in Chile. Berg-
baukonzerne ignorieren Umweltschutzzonen. 

©freedom_wanted  -  Lithiumfelder in der Atacama-Wüste in Chile, Südamerika
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Menschenrechtsverletzungen und 
soziale Probleme
 

	— Gewaltvolle Unterdrückung: Besorg-
niserregend ist die systematische Gewalt 
im Zusammenhang mit dem Bergbau. Menschen-
rechtsverteidiger:innen, die ihre Territorien 
schützen wollen - insbesondere indigene Akti-
vist:innen - sind Drohungen und physischer Ge-
walt bis hin zu Mord ausgesetzt, in der Regel 
ohne juristische Konsequenzen. Global Witness 
zufolge wurden seit 2012 mindestens 54 Umwelt-
aktivist:innen in Peru getötet. Mehr als die 
Hälfte der Opfer waren demnach Indigene6. 

LCT: „Die Anführer:innen, die ermordet wur-
den, stammen aus indigenen Völkern […] des 
Amazonas-Regenwaldes. Ständig werden Menschen 
getötet. Sie wehrten sich dagegen, dass ihr 
Gemeinschaftsgebiet sowohl von Bergleuten 
als auch durch illegale Abholzung zerstört 
wird. [...] Der Staat ist angeblich nicht in 
der Lage, all diesen Menschen angemessene 
Sicherheiten zu garantieren. Und fast keiner 
der für diese Morde Verantwortlichen wurde 
festgenommen.“ 

Peru
Peru ist eines der rohstoffreichsten Län-
der der Welt und ein wichtiger Lieferant  
für Kupfer und Gold. Der Sektor steht vor 
der Herausforderung, die Kupferproduktion 
erheblich zu steigern, um die wachsende 
internationale Nachfrage zu decken. Dies 
erhöht den Druck, Investitionen und Ge-
nehmigungsverfahren zu beschleunigen. Doch 
dem Rohstoffreichtum stehen große Heraus-
forderungen gegenüber: Politische Instabili-
tät, Umweltbelastungen und soziale Konflik-
te prägen die Bergbaurealität.

Red Agua, Desarrollo y Democracia, Lupo Canterac Troya ist 
Koordinator des „Red Agua, Desarrollo y Democracia“ (Netzwerk 
Wasser, Entwicklung und Demokratie). Durch Schulungen, Netz-
werkarbeit und juristische Unterstützung trägt das Netzwerk dazu 
bei, die Handlungskompetenz der lokalen Bevölkerung im Umgang 
mit Bergbauprojekten zu stärken. 

Pontificia Universidad Católica del Perú (PUCP), Mit der NGO 
„Derechos Humanos Sin Fronteras“ (Menschenrechte ohne 
Grenzen) setzt sich Esteban Escalante Solano mit Bergbau und 
der soziokulturellen Entwicklungen in den peruanischen Anden 
auseinander. Als Wissenschaftler untersucht er die politischen 
und wirtschaftlichen Beziehungen zwischen privaten Minenbe-
treibern, staatlichen Instanzen und den vom Bergbau betroffenen 
Gemeinschaften. Ziel seiner Forschung ist es, den Diskurs über 
mehr staatliche Regulierung und Transparenz für die Bevölkerung 
anzuregen.

Lupo Canterac Troya Esteban Escalante Solano 

	— Profite gehen meist nicht an die Be-
völkerung: Während die peruanischen Steuerein-
nahmen durch Steuerprivilegien für ausländische 
Unternehmen geschmälert werden, findet auch 
auf lokaler Ebene kaum eine gerechte Gewinnbe-
teiligung statt. Kupfer wird weitgehend unver-

„Wenn die Bevölkerung sagt, dass sie den Bergbau auf ihrem 
Land nicht will, muss das auch respektiert werden.“

-Lupo Canterac Troya
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arbeitet exportiert und schafft nur in geringem 
Maße Arbeitsplätze. 

LCT: „Der Bergbau ist eine Tätigkeit, von der 
ihre gesamte Kampagne behauptet, dass sie 
Arbeitsplätze schafft, aber im Vergleich zur 
Landwirtschaft beispielsweise bietet sie dem 
Land die wenigsten Arbeitsplätze. Die meisten 
Mitarbeiter, die in einem Bergwerk mit moderns-
ter Technik arbeiten, sind Techniker, die hier-
herkommen müssen, um zu arbeiten. Es handelt 
sich nicht um einfache Arbeitskräfte, sondern 
um hochqualifizierte Fachleute, die mit den heu-
tigen hochentwickelten Maschinen umgehen kön-
nen.“

	— Politische und institutionelle Rahmenbe-
dingungen: Die gegenwärtige Regierungssituation 
in Peru ist durch einen Mangel an Legitimität 
und Vertrauen in die politischen Institutionen 
gekennzeichnet. Korruption und Straflosigkeit 
selbst bei schweren Verbrechen untergraben die 
Glaubwürdigkeit des Staates. Mehrere ehemali-
ge Präsident:innen Perus wurden in den letzten 
Jahren wegen Korruption, Amtsmissbrauch oder 
Menschenrechtsverletzungen angeklagt oder inhaf-
tiert.

	— Verantwortungslücken: Der peruanische 
Staat übernimmt oft keine klare Verantwortung 
für die Regulierung des Bergbaus. Die Verant-
wortung wird an Unternehmen und Gemeinschaften 
delegiert - private Rahmenverträge regeln loka-
le Entwicklungsbeiträge, während sich der Staat 
zurückzieht. Umweltverträglichkeitsprüfungen 
werden überwiegend von den Bergbauunternehmen 
selbst durchgeführt, ohne unabhängige staatliche 
Kriterien. 

	— Eingeschränkte Partizipation und Kon-
sultationen von indigenen Gemeinschaften: Die 
Beteiligung der lokalen Bevölkerung ist oft 

oberflächlich, da die Veranstaltungen technisch 
komplex und schwer verständlich sind und oft nur 
digital (z.B. per Zoom) stattfinden. Rechtliche 
Grundlagen für vorherige Konsultationen, die die 
Beteiligung indigener Gemeinschaften sicherstel-
len sollen, werden in der Praxis nicht konse-
quent umgesetzt, da viele Gemeinschaften recht-
lich nicht eindeutig kategorisiert sind. 

	— Einschränkung der Zivilgesellschaft: Die 
Handlungsmöglichkeiten der Zivilgesellschaft wer-
den zunehmend eingeschränkt. Neue Gesetze (vom 
April 2025), die NGOs zu verschärften Kontrol-
len und Auflagen verpflichten, erschweren un-
abhängiges Engagement erheblich. Hinzu kommen 
Einschüchterungsversuche wie die mutmaßliche 
Überwachung von Telefongesprächen oder Versuche 
von Unternehmen, gezielt einzelne Personen zu 
kontaktieren, um Zugang zu Gemeinschaften zu er-
halten.

Ökologische Risiken

	— Bedrohung sensibler Ökosysteme: Der Berg-
bau greift häufig in besonders sensible Öko-
systeme ein. In den betroffenen Andenregionen 
befinden sich Quellgebiete und Nebelwälder, die 
nicht nur die Wasserversorgung sichern, sondern 
auch Lebensraum für bedrohte Tierarten wie den 
Andentapir und den Brillenbären sowie für wert-
volle Heilpflanzen sind. Gleichzeitig sind Flüsse 
wie der Río Moche, der Río Chi Igual und der Río 
Mantaro durch den Bergbau so stark verschmutzt, 
dass sie als „tote Flüsse“ gelten.

LCT: „Die Erfahrungen, die wir in diesem Land 
gemacht haben, sind sehr schlecht[…]. Viele 
Flüsse sind verschmutzt, viele Gebiete sind be-
troffen, nicht nur dort, wo das Projekt durch-
geführt wird, sondern auch in der Umgebung, in 
den Einzugsgebieten.“

6 https://globalwitness.org/en/press-releases/justice-restored-after-historical-ruling-upheld-retrial-murder-four-indigenous-leaders/

 https://globalwitness.org/en/press-releases/justice-restored-after-historical-ruling-upheld-retrial
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	— Datenmangel und begrenzte Kontrol-
le: Insbesondere bei der Erzaufbereitung 
werden gesundheitsgefährdende Stoffe wie 
Quecksilber und Zyanid freigesetzt. Um-
fassende Studien zu den Umweltauswirkungen 
des Bergbaus, etwa zur Schwermetallbe-
lastung der Bevölkerung, gibt es in Peru 
nicht. Obwohl NGOs auf Probleme aufmerk-
sam machen, dominieren die Bergbauunter-
nehmen die Debatte. Beispiele zeigen, dass 
partizipatives Umweltmonitoring oft unter 
firmeneigenen Bedingungen stattfindet, so 
dass effektive Umweltklagen kaum durch-
setzbar sind. Die staatlichen Kontroll- und 
Prüfinstitutionen sind personell und mate-
riell unzureichend ausgestattet.

Mongolei
Die Mongolei ist ein rohstoffreiches Land, 
das in den letzten Jahren zunehmend in den 
Fokus internationaler Bergbauunternehmen 
gerückt ist. Besonders in der Südgobi-Re-
gion nahe der chinesischen Grenze haben 
sich großflächige Abbauprojekte für Kupfer 
und Kohle etabliert – dort befinden sich 
zwei der bedeutendsten Bergbauprojekte 
des Landes: Oyu Tolgoi und Tavan Tolgoi. 
Oyu Tolgoi ist mehrheitlich im Besitz des 
britisch-australischen Konzerns Rio Tin-
to und hat eines der größten Kupfer- und 
Goldvorkommen weltweit. Tavan Tolgoi ist 
das größte Kohlevorkommen des Landes und 
wird von mehreren staatlichen und privaten 
Akteuren betrieben. 

Über die Situation in der Mongolei wurde mit dem Bürgermeister einer 
kleinen Gemeinde mit 900 Einwohner:innen und einer Person aus 
Khanbogd Sum gesprochen. Beide verfügen über detaillierte Kenntnis-
se der lokalen Bedingungen des Bergbaus, wollen aber aus Sicherheits-
gründen nicht namentlich genannt werden. Zudem wurden weitere 
Perspektiven von zwei Nomaden aus der Nachbarregion Tsogt-Ovoo 
Sum aus dem Jahr 2024 einbezogen. 

Die genannten Siedlungen liegen in unmittelbarer Nähe zum Gashuun 
Suukhait-Grenzübergang, einem zentralen Exportkorridor für Kupfer 
und Kohle. Insgesamt leben und arbeiten in dieser großflächigen Berg-
bauregion ca. 20.000 bis 25.000 Menschen.   

Menschenrechtsverletzungen und soziale 
Probleme 

	— Arbeitsbedingungen: Die Arbeitsbedingungen im 
mongolischen Bergbau variieren stark, je nach Unter-

© Jose Luis Stephens  -  Die Kläranlage einer Kupfermine und -verarbei-
tungsanlage.
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Schönes Bild Mongolei

nehmen und Tätigkeitsbereich. In Oyu Tolgoi sind 
die Arbeiter:innen im Bergbau relativ gut be-
zahlt, und sozial abgesichert. Gleichzeitig ist 
die Situation der Kohletransportfahrer besonders 
prekär. 

Anonym: „Wenn wir über die Fahrer sprechen, die 
den Kohletransport durchführen: Ihre Lebens- und 
Arbeitsbedingungen sind völlig unzureichend. 
In diesem Sinne würde ich zustimmen, dass die 
Rechte dieser Menschen verletzt werden.“ 

	— Umsiedlungen: Haushalte und traditionell 
lebende Nomaden wurden durch Bergbauinfrastruk-
tur wie Abbaustätten, Straßen und Hochspannungs-
leitungen umgesiedelt oder mussten ihre Lebens-
weise grundlegend ändern. 

Anonym: „Menschen, die früher Viehzucht betrie-
ben haben, sind plötzlich in eine Einflusszone 
geraten und können keine Viehzucht mehr betrei-
ben.“

	— Fehlende Transparenz und Gewinnbeteili-
gung: Ein zentrales Problem ist die mangelnde 
Transparenz bei der Gewinnbeteiligung der Mon-
golei an den großen Bergbauprojekten. Selbst 
lokale Verwaltungsvertreter:innen haben keinen 
Zugang zu den Minen und den notwendigen Infor-
mationen. 

	— Starke Abhängigkeit: Durch den Export 
von Rohstoffen ausschließlich nach China ist die 
Bergbauregion in hohem Maße abhängig und fremd-
bestimmt. 

Anonym: „Wenn unser Abnehmer sagt, er nimmt 
keine veredelte Kohle, dann werden heute all 
diese Veredelungsanlagen hier geschlossen. […] 
Wir sind völlig abhängig von nur einem Abnehmer 
geworden. Und wir machen alles nach den Worten 
dieses Abnehmers. Das ist also auch sehr risiko-
reich.“ 

Ökologische Risiken

	— Wasserverschmutzung und Staubelastungen: 
Die Bevölkerung in den Bergbauregionen leidet 
unter einer enormen Staubbelastung. Zusätzlich 
bestehen massive Probleme mit der Wasserquali-
tät. Das Wasser ist stark mineralhaltig und für 
den menschlichen Verzehr ungeeignet. 

Anonym: „Wir leben und arbeiten in einer enor-
men Staubbelastung. Und unsere Siedlung liegt 
direkt neben der asphaltierten Straße, was be-
deutet, dass wir einer enormen Lärmbelastung 
ausgesetzt sind.“

	— Verwüstung: Besonders kritisch ist die 
zunehmende Desertifikation, die sich vor allem 
durch den hohen Wasserverbrauch für die Kupfer- 
und Kohleveredelung immer weiter verschärft. Die 
Bergbauregion leidet bereits unter Wassermangel, 
und der zusätzliche Bedarf für industrielle Pro-
zesse gefährdet die ökologische Stabilität. 

Anonym: „Als Kind habe ich hier gespielt und bin 
hier aufgewachsen. Unterhalb dieses Felsens gab 
es eine Wasserquelle. [..] Jetzt ist diese Was-
serquelle weg, ausgetrocknet. [...] stattdessen 
sieht man nur noch feuchte Erde.”

© beiterek-media
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„Es braucht einen stärkeren 
Dialog mit der Zivilgesellschaft 
in den Abbauländern. […] Das würde 
tatsächlich helfen, das Kräftever-
hältnis zwischen den produzierenden 
Unternehmen und den Gemeinden zu 
verbessern.“ 
(Marline Babwine & Philippe Ruvunangiza-DRK)
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Wege zur einer Rohstoffwende

Die zahlreichen gravierenden ökologischen, sozialen und menschenrechtlichen Probleme des Rohstoff-
abbaus zeigen, dass eine Rohstoffwende notwendig ist. In den Interviews mit den Expert:innen aus 
den Abbauländern wurde daher auch über die notwendigen Veränderungen und Lösungsansätze gesprochen. 
Die von ihnen beschriebenen Lösungsansätze und Handlungsempfehlungen werden im Folgenden zusammen-
gefasst. Sie betreffen die Abbauländer selbst, beziehen sich aber vor allem auf die Verantwortung 
von Rohstoffimportregionen wie Deutschland und Baden-Württemberg. Sie zeigen konkrete Wege zu einer 
Rohstoffwende auf.7

Notwendige Veränderungen in den Abbauländern
Gesetzliche Vorschriften und deren Um-
setzung 

	— Politische Reformen und Rechtsdurchset-
zung: Für einen nachhaltigeren Bergbau, der 
- so weit es möglich ist - die Umwelt und die 
Interessen der Arbeiter:innen und Anwohner:innen 
schützt, braucht es starke Gesetze, die umge-
setzt und angewendet werden. Das erfordert auch 
den Schutz für Whistleblower:innen und die Ent-
machtung korruptionsfördernder Netzwerke. Frei-
willige Bergbaustandards können gesetzliche Vor-
gaben dabei nicht ersetzen.
 
„Unsere Gesetze liegen einfach nur herum, und 
die Regierung hat eine Methode, Gesetze zu um-
gehen, vor allem dort, wo es um öffentliche In-
teressen geht.“ (Farai Maguwu - Simbabwe)

	— Kontrolle von Standards und Regulie-
rungen: Umwelt- und Sozialstandards und  -re-
gulierungen müssen durch strenge, unabhängige 
Prüfungen kontrolliert werden. Dabei ist es ent-
scheidend, dass die lokale Bevölkerung wirksam 
und transparent beteiligt wird. Ebenso muss si-
chergestellt werden, dass offene Kanäle für Be-
schwerden ermöglicht werden.

	— Transparenz und Unterstützung der Gemein-
schaften: Ein zentraler Ansatz, um die Rechte 
der Bevölkerung in Abbaugebieten zu gewährleis-
ten, ist die Bereitstellung transparenter und 
öffentlich zugänglicher Umweltdaten. Regierungen 
müssen dafür sorgen, dass NGOs und Gemeinschaf-
ten Zugang zu diesen Daten haben. 

	— Inklusive Raum- und Landnutzungsplanung: 
Es bedarf einer staatlichen Raum- und Landnut-
zungsplanung, die die Interessen und Rechte der 
Bevölkerung, der Landwirtschaft sowie die öko-
logischen und sozialen Schutzbedürfnisse berück-
sichtigt. Bestehende Biosphärenreservate müssen 
vor Bergbauinteressen geschützt werden. Ver-
altete Raum- und Flächennutzungspläne müssen den 
neuen Gegebenheiten angepasst werden. 

Wirtschaft und Unternehmen

	— Stärkung lokaler Wertschöpfung: Bisher 
werden in vielen Ländern Rohstoffe abgebaut und 
dann unverarbeitet oder nur wenig weiterver-
arbeitet verkauft. Die Wertschöpfung und der 
Profit finden dann zu einem großen Teil in der 
Weiterverarbeitung in den nachgelagerten Stufen 

7 Die Handlungsoptionen basieren neben den Interviews mit Menschen aus den Abbauländern auch auf Interviews mit Expert:innen aus Deutschland: mit 
Prof. Dr. Mario Schmidt (Hochschule Pforzheim), Meike Schulze (Stiftung Wissenschaft und Politik -SWP) und eine:r Expert:in aus einem großen baden-
württembergischen Unternehmen.
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der Lieferkette und nicht mehr im Ursprungsland 
statt. Die Ansiedlung zusätzlicher Wertschöp-
fungsstufen muss daher im Fokus stehen. Parti-
zipative Planungskonzepte sollen sicherstellen, 
dass die Bevölkerung davon profitiert.
 

	— Diversifizierung der Wirtschaft: Die För-
derung lokaler Wirtschaftsaktivitäten wie öko-
logischer Landbau oder Tourismus kann eine 
wichtige Grundlage für alternative und lokal 
verankerte Beschäftigungs- und Einkommensquellen 
darstellen.
 
„Die Menschen, die dort arbeiten und leben, 
sind zu 100  Prozent vom Bergbauexport abhängig 
[…]. Eigentlich sollte unser Ort auch Tourismus 
oder andere Geschäftsbereiche anbieten.“ (anonym 
-Mongolei)

	— Strategische Steuerung und Begrenzung der 
Bergbauproduktion: Die Dominanz großer Berg-
bauinfrastrukturen führt zu sozialen und öko-
logischen Problemen, die nur durch eine gezielte 
Steuerung der Produktionsmengen eingedämmt wer-
den können. Durch die Entwicklung einer natio-
nalen Rohstoffstrategie sollten die Fördermengen 
an der Endlichkeit der natürlichen Ressourcen, 
den ökologischen Kosten, Gesundheitsindikatoren, 
den Interessen der Bevölkerung und der Binnen-
nachfrage ausgerichtet werden. Dazu könnte auch 
eine Obergrenze für Exporte gehören.

„Das heißt, der Staat muss ein für alle Mal die 
Fördermengen im Bergbau entsprechend den Umwelt-
bedingungen, der Gesundheit der Bevölkerung, dem 
empfundenen Wohlbefinden usw. regulieren und 
stattdessen Arbeitsplätze und Einkommensquellen 
aus nachhaltigen Aktivitäten auf lokaler Ebene 
schaffen.“ (Jorge Morales Trincado - Chile)

	— Finanzsektor in die Pflicht nehmen: Ban-
ken und Finanzinstitutionen spielen eine zentrale 
Rolle bei der Finanzierung von Bergbauprojekten. 

Sie müssen gesetzlich verpflichtet werden, Sorg-
faltsprüfungen in ihre Kreditentscheidungen ein-
zubeziehen.

Gemeinschaften und zivilgesellschaftli-
che Organisationen 

	— Kontrolle und Advocacyarbeit zivilgesell-
schaftlicher Organisationen: Unabhängige zivil-
gesellschaftliche Organisationen spielen eine 
zentrale Rolle, um die Situation und Menschen-
rechtsverletzungen in den Bergbauregionen zu do-
kumentieren und die Einhaltung von Standards zu 
überwachen. Ihre Arbeit ist auch zentral, um die 
Interessen der Bevölkerung in den Bergbauregio-
nen in den nationalen politischen Prozess einzu-
bringen und international auf die Bedingungen im 
Bergbau aufmerksam zu machen. Dabei müssen sie 
unterstützt werden. 

	— Schulungen und Mobilisierung: Der Dialog 
zwischen Bergbauunternehmen und lokalen Gemein-
schaften ist oft begrenzt und asymmetrisch. Vie-
le Gemeinschaften sehen sich gezwungen, Projekte 
zu akzeptieren, obwohl sie dagegen sind - in der 
Annahme, dass sie ohnehin umgesetzt werden. In 
solchen Fällen versuchen Gemeinschaften, sich zu-
mindest wirtschaftliche Vorteile zu sichern, etwa 
durch finanzielle Entschädigungen. Ein anderer 
Ansatz besteht darin, konkrete Missstände wie 
übermäßige Wasserentnahme, Lärm- oder Staubbe-
lastung zu benennen und zu verhandeln. 
Um bei diesen Verhandlungen eine Chance zu ha-
ben, müssen die Gemeinschaften ihre Rechte ken-
nen und Zugang zu Informationen wie Umweltver-
träglichkeitsprüfungen oder Unternehmensdaten 
haben. Eine zentrale Aufgabe von NGOs ist die 
Unterstützung der Selbstorganisation betroffener 
Gemeinschaften - etwa durch Workshops, Rechts-
beratung und die Bereitstellung von Daten und 
Ressourcen. Bei dieser Arbeit müssen lokale NGOs 
unterstützt werden. 
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„Ja, wir wollen sowohl diesen Raum für Dialog 
schaffen […] und auch Unternehmen ermutigen, 
sich stärker zu engagieren. Wir wollen auch die 
Gemeinschaften dazu bringen, ihre Kommunikation 
mit den Unternehmen zu verbessern […] Die Ge-
meinschaften müssen in der Lage sein, auf Au-
genhöhe mit den Unternehmen zu verhandeln. Die 
Unternehmen haben in der Regel viele Experten, 
viel Expertise, viele Ressourcen, die die Ge-
meinschaften nicht haben, wenn sie an den Tisch 
kommen. Sie kommen mit einem gewissen Maß an 
Schwäche an den Tisch. Deshalb muss man ihre Fä-
higkeit stärken, mit den Unternehmen am Tisch zu 
sitzen und zu diskutieren.“ (Marline Babwine & 
Philippe Ruvunangiza - DRK)

	— Stärkung und Schutz zivilgesellschaftli-
cher Organisationen: Die Handlungsmöglichkeiten 
der Zivilgesellschaft werden zunehmend einge-
schränkt. Hinzu kommen Einschüchterungen, wie 
die mutmaßliche Überwachung von Telefonaten oder 
gezielte Festnahmen. Zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen müssen daher langfristig unterstützt 
und geschützt werden, um ihre Arbeit in den Be-
reichen Aufklärung, Dokumentation und Empower-
ment auszuweiten, denn ihre Rolle als Vermittler 
zwischen Gemeinschaften, Regierung und Unterneh-
men ist zentral für eine gerechte Transformation 
des Bergbausektors.

Zivilgesellschaftliche Arbeit zeigt Wirkung 
Ein wichtiger zivilgesellschaftlicher Erfolg durch gezielte Lobbyarbeit war für CNRG die Schließung von zwei Minen in Simbabwe. 
CNRG dokumentierte systematische Menschenrechts- und Umweltverstöße, woraufhin die simbabwische Regierung Untersuchungen 
gegen die Minengesellschaft einleitete und die Minen kurzzeitig schließen musste. Die Wiedereröffnung der Minen erfolgte unter ver-
besserten Bedingungen mit klaren Vorgaben zu Arbeitssicherheit, Vertragsgestaltung und Umweltauflagen.

Internationale Verantwortung
Baden-württembergische, deutsche und europäische Unternehmen und Regierungen müssen ihrer globa-
len Verantwortung gerecht werden und ihre Einflussmöglichkeiten für eine Rohstoffwende nutzen. Auch 
hierfür wurden in den Interviews mit den Expert:innen Handlungsoptionen identifiziert.

Bundes- und Landesregierung

	— Klare politische Rahmenbedingungen für 
Unternehmen: Die deutsche Bundesregierung sollte 
klare und verlässliche politische Rahmenbedin-
gungen für Unternehmen schaffen, insbesondere 
im Hinblick auf das Lieferkettensorgfaltspflicht-
engesetz (LkSG) und die Umsetzung der EU-Richt-
linie (CSDDD). Aktuell führen politische Prozesse 
zur Abschwächung der Gesetze, zu Unsicherheiten 
und der Gefahr, dass ihre Wirkung stark einge-

schränkt wird. Unternehmerische Sorgfaltspflich-
ten sind auch Voraussetzungen für Versorgungssi-
cherheit und wirtschaftliche Resilienz. Unterneh-
men, die Risiken in ihren Lieferketten frühzeitig 
erkennen und adressieren, sind besser gegen Dis-
ruptionen gewappnet. [Bundesregierung]

„Risiken zu analysieren […] ist gut für die 
Unternehmensresilienz und die Lieferkette.“ 
(Meike Schulze - SWP)
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Rolle des Finanzsektors 
Der Finanzsektor kann einen großen Einfluss auf die sozialen und ökologischen Bedingungen von Bergbauprojekten ausüben. Banken 
und Entwicklungsinstitutionen definieren durch ihre Finanzierungsentscheidungen, welche Projekte unter welchen Kriterien reali-
siert werden können. Hohe Anforderungen an Umwelt- und Sozialstandards seitens der Finanzierungsgeber sind daher von entschei-
dender Bedeutung. Ein Beispiel für eine proaktive Rolle ist die African Development Bank, die bei der Vergabe von Projektkrediten 
ambitionierte Nachhaltigkeitsrichtlinien verfolgt. In der Praxis dominiert jedoch nach wie vor die Finanzierung über private Banken. 

	— Verbindliche Sorgfaltspflichten für Fi-
nanzsektor: Bislang sind Banken und Finanzin-
stitutionen nicht durch das Lieferkettensorg-
faltspflichtengesetz (LkSG) oder die europäische 
Richtlinie (CSDDD) erfasst. Die Sustainable Fi-
nance Regulation verlangt zwar die Prüfung von 
(v.a. finanziellen) Risiken, beinhaltet aber keine 
Handlungspflicht bei festgestellten Menschen-
rechts- & Umweltschutzverletzungen. Um eine 
stärkere Steuerungswirkung entfalten zu können, 
erscheint eine klare gesetzliche Verankerung von 
Sorgfaltspflichten im Finanzsektor notwendig. 
Banken sollten bei Verstößen auch Finanzierungen 
zurückziehen können. Die Landesregierung hat mit 
Beteiligungen an der LBBW und der L-Bank einen 
entscheidenden Hebel auf wichtige Finanzinstitu-
tionen im Land. [Landesregierung & Bundesregie-
rung]

	— Verantwortungsvolle Außenwirtschaftsför-
derung: Die Bundesregierung sichert im Rahmen 
der Außenwirtschaftsförderung private Kredite 
für große Rohstoffprojekte ab. Auch die Landes-
regierung verfolgt über die L-Bank eine Außen-
wirtschaftsförderung. Hier bedarf es strenger 
menschenrechtlicher und ökologischer Auflagen 
für die Absicherung von Krediten mit dem Nach-
weis unternehmerischer Sorgfaltspflichten und 

der Beteiligung der lokalen Bevölkerung. [Lan-
desregierung  Bundesregierung]

	— Internationaler Druck: Die deutsche Bun-
desregierung sollte ihren politischen Einfluss 
nutzen, um gegenüber Partnerländern auf die Ein-
haltung bestehender Gesetze und internationaler 
Abkommen zu drängen. [Bundesregierung]

„Das Land, das zum Absatzmarkt wird, kann […] 
eine gute Chance haben, … die Vorschriften oder 
die Bedingungen vor Ort zu ändern.“ (Dwi Sawung 
- Indonesien)

	— Internationales Sanktionsregister: Die 
Einführung eines internationalen Sanktionsregis-
ters zur Verfolgung von Unternehmensverstößen 
kann den Druck und die Transparenz auf Unterneh-
men zur Einhaltung globaler Standards erhöhen. 
[Bundesregierung]

„Wir halten ein internationales Sanktionsregister 
für sinnvoll, in dem regelwidrige Handlungen von 
Unternehmen durch die Einrichtung eines Europäi-
schen Rates, der die aktuellen Entwicklungen der 
Staaten und Unternehmen in den Bereichen Umwelt, 
Soziales und Arbeit überwacht, nachvollziehbar 
gemacht werden.“ (Jorge Morales Trincado - Chile)

	— Unterstützung bei der Umsetzung unter-
nehmerischer Sorgfaltspflichten: Unternehmen 
sollten aufgefordert und unterstützt werden, 
sich aktiv mit ihren Sorgfaltspflichten ausein-
anderzusetzen. Dafür braucht es zusätzliche För-
derprogramme, öffentlichkeitswirksame Initiativen 

und transparente Leitlinien. Der Wissenstransfer 
zwischen Unternehmen und Gesetzgebern muss aktiv 
gefördert werden. Die praktischen Erfahrungen 
mit dem LkSG sollten in die Weiterentwicklung 
gesetzlicher Regelungen einfließen. [Landesregie-
rung & Bundesregierung]
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	— Regelbasierte Handelsbeziehungen: Die 
Bundesregierung sollte sich für einen fairen und 
regelbasierten internationalen Handel einsetzen, 
der Menschenrechte und Umweltstandards als un-
verzichtbare Grundlage definiert. Handelsabkom-
men müssen sicherstellen, dass die Abbauländer 
an der Weiterverarbeitung der Metalle und damit 
an Einkommen, Technologie und Qualifikation teil-
haben können, statt auf den Export von Rohstof-
fen reduziert zu werden. [Bundesregierung]

„Es ist wichtig, dass Förderländer an der Ver-
edelung und damit am wirtschaftlichen Ertrag 
stärker teilhaben können.“ (Prof. Dr. Marion 
Schmidt – Hochschule Pforzheim)

	— Multi-Stakeholderrunden & Dialogformate: 
Dialogformate, die Vertreter:innen aus Unterneh-
men, Zivilgesellschaft, Politik und betroffenen 
Gemeinschaften zusammenbringen, sind entschei-
dend, um die komplexen menschenrechtlichen und 
ökologischen Herausforderungen im Bergbau wirk-
sam zu adressieren. Sie ermöglichen eine trans-
parente Kommunikation und stärken das Vertrauen 
zwischen den Beteiligten. [Landesregierung & 
Bundesregierung]

	— Unterstützung zivilgesellschaftlicher Or-
ganisationen und Schutz von Umweltaktivist:in-
nen: Zivilgesellschaftliche Organisationen - so-
wohl in den Abbauländern als auch in Deutschland 
- müssen langfristig unterstützt werden, um ihre 
Arbeit in den Bereichen Bildung, Dokumentation 
und Empowerment auszubauen. Ihre Rolle als Ver-
mittler:innen zwischen Gemeinschaften, Regierung 
und Unternehmen ist zentral für eine gerechte 
Transformation des Bergbausektors. Ebenso wich-
tig ist der Schutz von Menschenrechts- und Um-
weltaktivist:innen, die aufgrund ihrer Arbeit 
weltweit bedroht werden. [Landesregierung & Bun-
desregierung]

	— Förderung der Langlebigkeit von Produk-
ten: Die Politik sollte Anreize schaffen, Pro-
dukte, insbesondere elektronische und technische 
Geräte, langlebiger zu gestalten. Dies verringert 
den Druck auf Primärrohstoffe und senkt die 
Nachfrage nach neuen Materialien. [Landesregie-
rung & Bundesregierung]

	— Unterstützung von Reparaturangeboten: 
Programme zur Förderung der Reparatur sind aus-
zubauen, um die Lebensdauer von Produkten zu 
verlängern und damit den Verbrauch von Primär-
rohstoffen zu reduzieren. Dazu gehört auch die 
Schaffung rechtlicher Rahmenbedingungen, die das 
Recht auf Reparatur stärken. [Landesregierung & 
Bundesregierung]

	— Einrichtung einer Landesagentur für Roh-
stoffbedarfe: Eine solche Agentur kann als Ko-
ordinationsstelle zwischen regionalen, nationalen 
und internationalen Rohstoffkooperationen fun-
gieren, dabei Unternehmen einbinden und pri-
vatwirtschaftliche Kooperationen fördern, um 
strategische Rohstoffversorgung und Wertschöp-
fungsketten in den Abbauländern resilient zu ge-
stalten. [Landesregierung]

	— Heimischer Bergbau & Metallurgie 8 : Um 
den Rohstoffbedarf nicht nur zu externalisieren, 
muss sich auch weiter mit heimischer Rohstoffge-
winnung auseinandergesetzt werden. Beispielswei-
se bei der Gewinnung von Lithium im Oberrhein-
graben. Akzeptanzkonflikte sind lösbar, wenn 
Genehmigungsverfahren transparent und mit be-
lastbaren Umweltauflagen geführt werden, Gemein-
den fair beteiligt und Ausgleichsleistungen nach-
vollziehbar gestaltet sind. Gleichzeitig ist der 
Erhalt und Ausbau metallurgischer Infrastruktur 
zentral: Kupfer, Zink  und insbesondere Bleipro-
zesse sind für das Recycling zahlreicher Metalle 
zentral. [Landesregierung & Bundesregierung]
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	— (Wieder-)Aufbau von Kernkompetenzen: 
Durch die Schließung oder Verlagerung von Hüt-
ten- und Aufbereitungsstandorten, den Abbau 
metallurgischer und aufbereitungstechnischer 
Ausbildungskapazitäten sowie Engpässen in der 
Forschung, kommt es in Baden-Württemberg zu 
einem schleichenden Verlust von Kernkompetenzen 
bei der Gewinnung und Aufbereitung von Metallen. 
Dies gefährdet die Fähigkeit, hochwertige Recyc-
lingprozesse durchzuführen und Technologiemetal-
le aus komplexen Stoffströmen zurückzugewinnen. 
Daher sind Investitionen in heimische Kompeten-
zen notwendig - von der verfahrenstechnischen 
Aufbereitung über metallurgische Konverter- und 
Schmelzprozesse bis hin zur analytischen Quali-
tätssicherung und Prozessdatenkompetenz. Nur 
wenn diese Wertschöpfungsstufen regional verfüg-
bar bleiben, kann die Kreislaufwirtschaft tech-
nisch anspruchsvoll umgesetzt werden. [Landes-
regierung]

„Wir verlieren sowohl wirtschaftlich als auch 
intellektuell die Voraussetzungen, Rohstoffe zu 
verarbeiten und zu recyceln.“ (Prof. Dr. Mario 
Schmidt – Hochschule Pforzheim)

	— Wissenschaftsförderung: Ebenso ist der 
Ausbau von Studiengängen und Forschungsinitiati-
ven zu Bergbau, Rohstoffkreisläufen und nachhal-
tiger Materialwirtschaft notwendig, um Wissens-
verluste zu vermeiden und qualifizierten Nach-
wuchs zu sichern. [Landesregierung] 

	— Förderung von Bildung und Sensibilisie-
rung: Die Landesregierung sollte verstärkt die 
Entwicklung und Verbreitung von Bildungsmate-
rialien über Rohstoffe, Rohstoffabbau und deren 
soziale und ökologische Auswirkungen fördern. 
Persönliche Geschichten und regionale Beispiele 
erhöhen die Bewusstseinsbildung bei der Bevölke-
rung und den Konsument:innen. [Landesregierung] 

	— Stärkung der nachhaltigen öffentlichen 
Beschaffung:  Die öffentliche Hand hat mit ihrem 
jährlichen Beschaffungsvolumen einen erheblichen 
Einfluss auf die Durchsetzung sozialer und öko-
logischer Standards. Dazu braucht es ein Landes-
vergabegesetz mit verbindlichen sozialen und öko-
logischen Kriterien sowohl für das Land als auch 
für die Kommunen. Zusätzlich sollte ein Landes-
kompetenzzentrum zur Unterstützung der Beschaf-
fer:innen aufgebaut und nachhaltige Beschaffung 
in die Curricula der Verwaltungshochschulen inte-
griert werden. [Landesregierung]

Unternehmen

	— Sorgfaltspflichten wirksam umsetzen: 
Unternehmen sollten die Sorgfaltspflichten aus 
dem deutschen Lieferkettengesetz und der EU-
Richtlinie nicht nur als rechtliche Verpflich-
tung, sondern auch als strategischen Vorteil 
begreifen. Eine konsequente Umsetzung stärkt 
die öffentliche Wahrnehmung, schützt vor Reputa-
tionsverlust und beugt wirtschaftlichen Risiken 
wie Produktionsausfälle vor.

	— Transparente Wertschöpfungsketten: Dazu 
müssen Unternehmen Transparenz in ihren Liefer-
ketten schaffen und nachvollziehen können, woher 
sie ihre Rohstoffe beziehen. Bei vielen Rohstof-
fen ist klar, dass der Abbau mit gravierenden 
Menschenrechtsproblemen verbunden ist. Durch 
direktere Lieferketten kann einfacher ein Dialog 
mit Bergbauunternehmen und Gemeinschaften auf-
gebaut werden. 

„Es scheint tatsächlich sehr bequem für deut-
sche Unternehmen zu sein, einfach aus China zu 
kaufen, ohne zu fragen, woher China das Lithium 
bezieht. Das ist sehr bequem. Sie vermeiden es, 
das Offensichtliche zu wissen, obwohl sie es 

8 Metallurgie (auch Hüttenwesen) bezeichnet die Wissenschaft und Technik zur Gewinnung, Verarbeitung und Recycling von Metallen und Halbmetal-
len
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wissen könnten, wenn sie wollten. Es ist also 
eine sehr bequeme Art, die Verantwortung für all 
die Probleme, über die ich gesprochen habe, ab-
zulehnen. […] Dabei haben sie durchaus die Mög-
lichkeit, wenn sie sie nutzen wollen, von ihren 
Lieferanten zu verlangen, dass sie alles Not-
wendige tun, […] und dass die Rechte der lokalen 
Bevölkerung bei der Gewinnung der Ressourcen 
respektiert werden. So wie es derzeit aussieht, 
sind wir der Meinung, dass europäische Unter-
nehmen, die aus China beziehen, noch sehr viel 
tun können, um sicherzustellen, dass die gesamte 
Wertschöpfungskette die Menschenrechte und Stan-
dards wie die OECD-Leitlinien und viele andere 
europäische Richtlinien […] einhält.“ (Farai Ma-
guwu - Simbabwe)

	— Kontinuierliche Prozesse etablieren: Der 
Verweis auf Berichte und Zertifikate reicht 
nicht aus, um Risiken wirksam zu adressieren. 
Auditberichte oder Zertifizierungen können Teil 
eines Sorgfaltssystems sein – für eine wirksame 
Umsetzung muss dieser aber als kontinuierlicher 
Prozess verstanden werden. Der Fokus muss auf 
Prävention statt späterer Schadensbegrenzung 
liegen. 

„Standards sind ein hilfreiches Tool, aber sie 
sollten nie nationale Regulierungen ersetzen.“ 
(Meike Schulze - SWP)

IRMA – Der „Initiative for Responsible Mining Assurance“- Standard 
Der IRMA-Standard gilt als eines der umfassendsten Instrumente für verantwortungsvollen Bergbau. Im Gegensatz zu einmaligen 
Zertifizierungen setzt IRMA auf einen kontinuierlichen Überprüfungs- und Verbesserungsprozess, der Greenwashing erschwert. IRMA 
bewertet nicht nur einzelne Minen, sondern auch Governance-Strukturen und regulatorische Rahmenbedingungen. 

	— Beschwerdemechanismen:  Unternehmen soll-
ten lokale Beschwerdemechanismen etablieren, die 
sprachlich und kulturell zugänglich sind.
 „Ich halte die Sichtweise der indigenen Gemein-
schaften für entscheidend.“ (Jorge Morales Trin-
cado - Chile)

	— Direkter Dialog mit Gemeinschaften, Ge-
werkschaften und NGOs: Ein direkter Dialog mit 
Arbeiter:innen, Anwohner:innen und zivilgesell-
schaftlichen Organisationen in den Abbaugebieten 
ist essenziel, um Risiken und lokale Realitäten 
zu verstehen und wirksame Maßnahmen umzusetzen. 
Deutsche Unternehmen können auch ihre Lieferan-
ten dabei unterstützen und verlangen, die lokale 
Bevölkerung über ihre Rechte aufzuklären und In-
formationsveranstaltungen zu organisieren.

„[…] Wir wünschen uns eine Situation, in der 

Unternehmen mit uns in den Dialog treten kön-
nen, von unseren Erfahrungen lernen. Sich von 
uns beraten lassen, wie sie am besten arbeiten 
können, ohne der lokalen Bevölkerung und der 
Umwelt großen Schaden zuzufügen.“ (Farai Maguwu 
- Simbabwe)

	— Multi-Stakeholder-Runden: Unternehmen 
sollten sich für die Förderung von Multi-Stake-
holder-Runden im Rohstoffsektor einsetzen. Diese 
Dialogformate, die Vertreter:innen aus Unterneh-
men, Zivilgesellschaft, Politik und betroffenen 
Gemeinschaften zusammenbringen, sind entschei-
dend, um komplexe menschenrechtliche und ökolo-
gische Herausforderungen im Bergbau gemeinsam zu 
adressieren. 

„Wenn Sie wirklich hierherkommen, sich vor Ort 
ein Bild machen, die Umgebung und Bedingungen 
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sehen und die dort arbeitenden und lebenden Men-
schen treffen, werden die Ergebnisse Ihrer Studie 
sehr aussagekräftig sein.“ (anonym - Mongolei)

	— Daten- und Studienförderung: Unternehmen 
sollten verstärkt in die Erhebung und Bereitstel-
lung von Daten investieren und Forschungspro-
jekte unterstützen, die Handlungsspielräume für 
Stoffsubstitution und Lieferkettenoptimierung 
aufzeigen.

	— Förderung der Kreislaufwirtschaft: Unter-
nehmen sollten Recyclingfähigkeit, Reparatur-
freundlichkeit und Langlebigkeit von Produkten 
systematisch in ihre Design- und Geschäftsmodel-
le integrieren, um den Verbrauch von Primärroh-
stoffen zu minimieren. 

	— Lokale Wertschöpfung stärken: Der Export 
von unbearbeiteten Metallen bringt nur begrenz-
ten wirtschaftlichen Nutzen - die Weiterver-
arbeitung findet meist nicht in den Abbauländern 
statt. Deutsche Unternehmen sollten bevorzugt 
veredelte Produkte beziehen und sich für den 
Aufbau lokaler Verarbeitungsstrukturen einset-
zen, um die Wirtschaft vor Ort zu stärken.

„Sie sollten auf keinen Fall nur das Kupfer kau-
fen, sondern es mit einem gewissen Mehrwert be-
ziehen, mit einer gewissen Weiterverarbeitung, 
[…] die es dem Staat ermöglicht, mehr Einnahmen 
zu erzielen. Und auch hier im Land Arbeitsplätze 
zu schaffen.“ (Lupo Canterac Troya - Peru) 

Kommunen

	— Nachhaltige öffentliche Beschaffung: Kom-
munale Verwaltungen können als bedeutende Abneh-
mer menschenrechtliche und ökologische Kriterien 
bei der öffentlichen Beschaffung systematisch 
verankern und so nachhaltige Wertschöpfung för-
dern. 

	— Unterstützung lokaler Reparaturnetzwer-
ke: Kommunen können den Aufbau von Repair-Cafés, 
Werkstätten und lokalen Initiativen fördern, die 
Produktreparaturen ermöglichen und so zur Ver-
längerung der Produktlebensdauer beitragen. 

	— Vernetzung und Erfahrungsaustausch: Es 
können Netzwerke für den Austausch von Best-
Practice-Beispielen etabliert werden, etwa im Be-
reich Kreislaufwirtschaft, nachhaltiger Beschaf-
fung und Umweltbildung. 

	— Unterstützung von regionalen Recycling-
initiativen: Recyclingunternehmen und -projekte 
vor Ort sollten kommunal gefördert werden, um 
regionale Stoffströme zu stabilisieren und den 
Rohstoffkreislauf zu schließen. 

Konsument:innen

	— Bewusstseinsbildung: Verbraucher:innen 
sollten durch Bildungsmaterialien und Kampagnen 
über die Herkunft und die ökologischen und so-
zialen Probleme der Produkte, die sie konsumie-
ren, informiert werden, um verantwortungsvollere 
Kaufentscheidungen zu fördern.

	— Förderung von Reparatur und nachhaltigem 
Konsum: Die Inanspruchnahme von Reparaturdiens-
ten und die Auswahl langlebiger Produkte sollen 
gestärkt werden, um die Lebensdauer von Konsum-
gütern zu erhöhen und so den Rohstoffdruck zu 
senken.
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Zusammenfassung der 
Handlungsoptionen

Bundesregierung

· Unterstützung bei der Umsetzung unterneh-
merischer Sorgfaltspflichten

· Verbindliche Sorgfaltspflichten für Finanz-
sektor

· Verantwortungsvolle Außenwirtschafts-
förderung

· Verantwortungsvolle Außenwirtschafts-
förderung

· Multi-Stakeholderrunden & Dialogformate

· Unterstützung zivilgesellschaftlicher Or-
ganisationen und Schutz von Umweltakti-
vist:innen

· Förderung der Langlebigkeit von Produkten

· Unterstützung von Reparaturangeboten

· Einrichtung einer Landesagentur für Roh-
stoffbedarfe

· (Wieder-)Aufbau von Kernkompetenzen

· Wissenschaftsförderung

· Förderung von Bildung und Sensibilisierung

· Stärkung der nachhaltigen öffentlichen Be-
schaffung

· Heimischer Bergbau & Metallurgie

· Sorgfaltspflichten wirksam umsetzen

· Transparente Wertschöpfungsketten

· Langfristige Prozesse etablieren

· Beschwerdemechanismen

· Direkter Dialog mit Gemeinschaften, Ge-
werkschaften und NGOs

· Multi-Stakeholder-Runden

· Daten- und Studienförderung

· Förderung der Kreislaufwirtschaft

· Lokale Wertschöpfung stärken	

· Nachhaltige öffentliche Beschaffung

· Unterstützung lokaler Reparaturnetzwerke

· Vernetzung und Erfahrungsaustausch

· Unterstützung von regionalen Recycling-
initiativen

· Klare politische Rahmenbedingungen für 
Unternehmen

· Unterstützung bei der Umsetzung unterneh-
merischer Sorgfaltspflichten

· Verbindliche Sorgfaltspflichten für Finanz-
sektor

· Internationaler Druck

· Internationales Sanktionsregister

· Regelbasierte Handelsbeziehungen

· Multi-Stakeholderrunden & Dialogformate

· Unterstützung zivilgesellschaftlicher · 
Organisationen und Schutz von Umweltakti-
vist:innen

· Förderung der Langlebigkeit von Produkten

· Unterstützung von Reparaturangeboten

· Stärkung der nachhaltigen öffentlichen Be-
schaffung

· Heimischer Bergbau & Metallurgie

UnternehmenLandesregierung

Kommunen

· Bewusstseinsbildung

· Förderung von Reparatur und nachhaltigem 
Konsum

Konsument:innen
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Fazit

Baden-Württemberg ist als Industriestandort auf eine zuver-
lässige Rohstoffversorgung angewiesen. Gleichzeitig stel-
len die sozialen und ökologischen Kosten des Rohstoffabbaus 
eine große Herausforderung dar. Verheerende Umweltzerstö-
rungen, Vertreibung der lokalen Bevölkerung, Verschmutzung 
des Grundwassers und gravierende Menschenrechtsverletzungen 
sind die Folge. Baden-Württemberg hat aufgrund seiner star-
ken Industrie einen besonders hohen Bedarf an metallischen 
Rohstoffen und trägt daher auch eine besondere Verantwor-
tung für die globalen Auswirkungen seiner Rohstoffimporte 
und die Umsetzung einer Rohstoffwende. Diese globale Ver-
antwortung wird auch in der Ressourceneffizienzstrategie 
Baden-Württemberg (2024) betont. Land, Unternehmen und Kom-
munen müssen sich der Aufgabe stellen, den Rohstoffverbrauch 
zügig zu reduzieren sowie Transparenz und die Einhaltung 
internationaler Umwelt- und Sozialstandards in den Liefer-
ketten sicherzustellen. Die Interviews mit Expert:innen aus 
den Abbauländern zentraler Metalle zeigen hierfür - neben 
einer eindrücklichen Analyse der Situation vor Ort - konkre-
te Handlungsmöglichkeiten auf. Entscheidend ist, diese Per-
spektiven stärker in den Fokus zu rücken und in zukünftige 
Prozesse einzubeziehen. Nur so kann eine erfolgreiche und 
gerechte Rohstoffwende hier im Land angegangen werden.
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